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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 

des MieterMagazin gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

https://service.berliner-mieterverein.de/service

Guter Rat … 
… und gar nicht teuer!
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 rund 700 Seiten  
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Spichernstraße 1, 10777 Berlin während der Ge schäfts zeiten 
oder beim DMB-Verlag, 10169 Berlin oder im Internet unter 
www.mieterbund.de 
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zu Kaiser Wilhelms 
Zeiten und dem  

grün-bunt-lebens-
frohen Blockinnen-
leben der Jetztzeit 

liegen gut 100  
Jah re – und der 

Versuch, dem 
typischsten Ele-

ment des Berliner 
Mietshauses 

radikal den Garaus 
zu machen.
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 Die auf dieser Seite abgedruckten 
Beiträge sind Meinungsäußerungen 
von Lesern zu Berichten im Mieter-
Magazin und geben nicht die Mei-
nung der Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 7+8/2012, 
Sonderseiten „Fernsehen, Telefon 
& Internet“

Berichtigung

Anders als im Kasten auf Seite 27 
(„Radio: UKW bleibt vorne“) dar-
gestellt, sind über DAB+ inzwischen 
31 Radioprogramme abrufbar. 12 
Programme waren es bis 30. März.
Die Redaktion 

Betr.: MieterMagazin 6/2012, 
Sei te 25, Rainer Bratfisch: „Allein-
erziehende – Familienstatus mit 
Hochrisiko“

Mythos vom verarmten Opfer

Muss denn dieser Mythos der Frau, 
insbesondere der alleinerziehenden, 
als ewiges und verarmtes Opfer im-
mer wieder beschworen werden? 
Das hat doch mit der Realität hier-
zulande schon lange nichts mehr zu 
tun. Klar gibt es in Folge der unso-
zialen Politik immer mehr ärmere 
Menschen, aber das trifft Frauen 
und Männer, Paare und Singles, und 
besonders stark unterhaltspflichtige 
Männer.
Eine Frau, die mit den Kindern den 
Partner verlassen hat, bekommt Un-
terhalt vom Mann, das ganze Kin-
dergeld (was beides vor drei Jahren 
massiv erhöht wurde) und oft noch 
staatliche Zuschüsse. Das sind bei 
zwei Kindern leicht über 1000 Euro 
monatlich, ohne eigenen finanziellen 
Beitrag der Frau. Und wieso meint 
der Autor, dass beim Aufenthalts-
bestimmungsrecht „Reformen nötig 
seien“? Denkt er auch mal an die 
Väter, die oft genug zum Beispiel 
mit der beiläufigen Bemerkung der 
Kindsmutter „... na, dann gehe ich 
eben mit den Kindern ins Ausland“ 
erpresst werden? Warum will er den 
Männern noch den letzten Funken 
Mitbestimmung bei der Erziehung 
ihrer Kinder nehmen und sie zu rei-
nen Zahleseln degradieren?
K. Büchner per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 4/2012, Sei  -
te 13, Rainer Bratfisch: „Verkehrs lärm 
– Viel Aufwand mit  wenig Er folg“

Röhrendes Rad

Zum Straßenverkehr und -lärm 
gehören nicht nur der von Ihnen 
erwähnte Autoverkehr. Der ist im 
Vergleich zu einem einzigen durch 
die Nacht röhrenden Motorrad, das 
Hunderte aufwecken kann, wie Pu-
schen im Vergleich zu einem Press-
lufthammer. Beim Thema öffentli-
cher Lärm sollte das überflüssige Kir-
chenläuten nicht vergessen werden. 
F. Braun per E-Mail 

Betr.: MieterMagazin 7+8/2012, 
Sonderseiten „Fernsehen, Telefon 
& Internet“

Kein Wahlrecht

Sie schreiben, dass sich der Mieter 
den (günstigsten) Kabelanbieter 
selbst aussuchen könne, sofern er 
mit diesem einen eigenen Vertrag 
abschließt. Dieses Wahlrecht hat der 
Mieter aber keineswegs! Ich selbst 
versuche nun schon seit Einführung 
des digitalen Kabelfernsehens ver-
geblich, meinen Anbieter (Prima-
com) zur  Einspeisung beziehungs-
weise Weiterleitung der verschlüs-
selten Programme der Privatsender 
zu bewegen. Da dies laut Primacom 
zurzeit aus Gründen, die im Vertrags-
verhältnis zwischen der Primacom 
und Kabel Deutschland liegen, nicht 
möglich ist, habe ich versucht, zu 
Kabel Deutschland zu wechseln. Ka-
bel Deutschland kann mit mir aber 
keinen Vertrag ab schließen, da die 
Vermarktung des digitalen Signals 
Sache der Primacom sei. Meines 
Erachtens liegt hier das Ausnutzen 
einer örtlich begrenzten marktbe-
herrschenden Stellung vor. 
H. Trick per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 7+8/2012, 
Seite 7: „Umweltzone – Kontrolle 
erhöht Wirksamkeit“

Ökologisch korrekt, 
aber unkritisch
Fein, dass der Feinstaub im  Vorjahr 
zurückgegangen ist. Nur hat das 
nichts mit der Umweltzone zu tun, 
wie uns die Deutsche Umwelthilfe 
(DUH) weismachen will. Das Gros 
des Staubs wird von außerhalb ein -
getragen und unterliegt dabei star-
ken Schwankungen. Hinzu  kommen 
Abrieb und Hausbrand. Da Die sel mo-
toren nur einen Bruchteil  bei tragen, 
kann die „konsequente Kon trolle 
der Umweltzone“ nicht die  Ursache 
des Rückgangs sein. Das dürfte auch 
die DUH wissen. Anstatt deren Pro-
paganda nachzuplappern, hätte man 
einmal selbst nachfragen sollen – zu-
mal die DUH mit Herstellern von 
Dieselpartikelfiltern verbandelt ist. 
Wie schon im Falle der langfristig 
hochgefährlichen Energiesparlam-
pen macht sich das MieterMagazin 
ungewollt zum Sprachrohr massiver 
Wirtschaftsinteressen: Ökologische 
Korrektheit statt kritischer Recherche.
H. Spode per E-Mail

Wenn man die Feinstaubbelastung 
ernsthaft reduzieren will, muss man 
irgendwann mal mit einer Verursa-
chergruppe anfangen. Wenn man 
die Entlastung durch die Umweltzo-
ne als gering erachtet, bedeutet das 
nicht, dass die Grundidee schlecht 
ist, sondern dass man auch bei an-
deren Emittenten ansetzen muss. 
Man kann nicht mit dem Finger auf 
andere, vermeintlich größere Verur-
sacher „von außerhalb“ zeigen, um 
selbst nichts tun zu müssen. So wür-
de kein einziges Gramm Feinstaub 
vermieden.
Die Redaktion
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Mietrechtsberatung für Gewerbemieter
Der Berliner Mieterverein verstärkt sein Dienstleistungsange-
bot ab sofort auch für Gewerbemieter mit einer Jahresnetto-
kaltmiete von bis zu 48 000 Euro. Diese Mitgliedschaft bein-
haltet die persönliche Mietrechtsberatung und Übernahme 
des Schriftverkehrs. Das spezialisierte Beratungsangebot wird 
in zwei Beratungszentren angeboten. Eine Terminvereinba rung 
ist dazu erforderlich. Bitte rufen Sie unter unserer Serviceruf-
nummer S 226 260 an. Bei der Durchführung von Schriftver-
kehr werden im Gewerbemietrecht qualifizierte Mitarbeiter 
der Hauptgeschäftsstelle tätig. Diese Mitgliedschaft umfasst 
allerdings keine Prozesskostenversicherung.

Wegen der besonderen Qualitätsanforderungen und einem 
erhöhten Haftungsrisiko liegen die Mitgliedsbeiträge für Ge-
werbemieter über denen der Wohnungsmieter. Dafür bitten 
wir um Verständnis. Nähere Informationen zu Leistungen 
und Beitragshöhe unter S 226 260, zu den Beratungszeiten 
in diesem Heft auf Seite 33. 
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Gut zu wissen

BMV-Infoblätter im Internet
Als Mitglied des Berliner Mietervereins stehen Ihnen 
die BMV-Infoblätter im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de zum Abruf und Download bereit. 
Bitte geben Sie als Benutzernamen Mitglied ein,
das Passwort lautet diesen Monat: Hinterhof
Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name hat sich geändert? Sie können im Internet die 
persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieterverein online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Magazin gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service.
Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mietervereins 
bietet an jedem dritten Montag im Monat von 16 bis 
18 Uhr eine Sprechstunde für Mitglieder an. Gerne stellt 
sich der Vorstand den Fragen oder An regungen der 
Mitglieder. Die nächsten Termine sind: 
Montag, 17. September und Montag, 15. Oktober 2012.

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 226 26-120 erforderlich.

Edwin Massalsky (Vorsitzender), 
Eugen Koch (Schatzmeister), 
Dr. Regine Grabowski (Schriftführerin)
 9/2012
IMMOWATCH
Mieter beobachten den Wohnungsmarkt – 
eine Aktion des Berliner Mietervereins
Liebes BMV-Mitglied, liebe Mieterinnen und Mieter,

die Fragebogen-Aktion des Berliner Mietervereins ist 
gut angelaufen – für Ihre Teilnahme unseren  herzlichen 
Dank. Der Mieterverein setzt die Aktion weiter fort und 
 bittet Sie, falls noch nicht geschehen, mitzumachen und 
den Fragebogen auf den Seiten 25 und 26 auszufüllen 
und einzusenden. Bitte informieren Sie auch Freunde, 
Ver wandte und Bekannte von dieser Aktion. Je mehr 
Frage bogen beim Berliner Mieterverein eingehen, umso 
besser die Datengrundlage, mit der wir auf politische 
Entscheidungen Einfluss nehmen und uns für eine nach-
haltige und soziale Wohnungspolitik einsetzen werden.

Ihr Reiner Wild,
Geschäftsführer des Berliner Mietervereins
Tiergarten-Moabit 
Kennen Sie das auch: Die Mieten steigen, die 
Instandsetzung des Hauses funktioniert nicht 
so richtig, eine Modernisierung steht an?

Mitglieder des Mietervereins tauschen sich aus 
und erhalten Hilfe zur Selbsthilfe. Wir treffen 
uns erstmalig am Dienstag, 11. September 2012 
um 18.30 Uhr im Rathaus Tiergarten, Mathilde-
Jacob-Platz 1, Kleiner Saal im Erdgeschoss, 
U-Bhf. Turmstraße

Ihre BezirksleitungMitte 
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Einsender dieses Fotos sind Gitte und Thomas Schuster. 

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nachdenken, ein Motiv mit Witz oder 
ein Foto aus ungewöhnlicher Perspektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin Ihre Momentaufnahme rund um 
das Thema Wohnen – die Redaktion honoriert den Ab-
druck mit 40 Euro.
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Panorama

pfänger
Alleinerziehende hArtz-iV-em

Brisante lage

Alleinerziehende spüren die zuneh-
mende Wohnungsnot in Berlin be-
sonders drastisch  (mietermagazin 
6/12, Seite 25:  „Alleinerziehende 
– familienstatus mit  hochrisiko“). 
die probleme verschärfen sich, 
wenn Alleinerziehende von Arbeits-
losengeld ii beziehungsweise von 
Sozialhilfe leben müssen.

Nach der am 1. Mai 2012 in Kraft 
getretenen Wohnaufwendungenver­
ordnung (WAV) des Berliner Senats 
sind die Richtwerte für die „ange­
messenen Aufwendungen für die 
Unterkunft“ immer noch zu nied­
rig. Die Ober grenzen werden ledig­
lich nach den Wer ten für einfache 
Wohnlagen berechnet, wo es gera­
de für wohnungssuchende Allein­
erziehende kaum  Angebote gibt. 
Alleinverdiener und Hartz­IV­Bezie­
her mit Kindern müssen bei Neuan­
mietungen mit Doppelverdienern um 
Wohnraum konkurrieren. Sie benö­
tigen größere Wohnflächen bei ge­
ringeren Einkommen. In der Innen­
stadt finden sie deshalb keinen be­
6

zahlbaren Wohnraum mehr. Durch 
erzwungene Umzüge verlieren sie 
und ihre Kinder ihre sozialen Bezüge 
zum Kiez. Am Rand Berlins steigt die 
Zahl der Hartz­IV­Bezieher und Ge­
ringverdiener mit Kindern. 
Alleinerziehende mit einem Kind 
dürfen die Wohnkosten bei beste­
hendem Mietverhältnis um 10 Pro­
zent überschreiten, für Alleinerzie­
hende mit mehreren Kindern gelten 
Härtefallregeln – bis zu einer va­
ge gehaltenen Kulanzgrenze. Auch 
bei Neuanmietung dürfen Alleiner­
ziehende mit einem Kind oder meh­
reren Kindern die Obergrenze um 10 
Prozent überschreiten – wenn nach­
weislich Wohnungslosigkeit droht. 
Bei Neuvermietungen liegen die Prei­
se jedoch oft 30 Prozent über der 
Ver  gleichsmiete.
„Diese starre 10­Prozent­Regel muss 
dringend aufgehoben werden“, for­
dert Nancy Schreiber, die mit eini­
gen Be troffenen die Initiative „Woh­
nungsnot mit Kind“ gegründet hat. 
Ihr Ziel: „Aufmerksamkeit für die 
brisante La  ge von Alleinverdienern 
und alleinerziehenden Hartz­IV­Be­
ziehern mit Kindern zu erlangen und 
mit anderen Akteuren und Mieter­
initiativen eine Bewegung zu unter­
stützen, die auf die Notwendigkeit 

der (Wieder­)Einführung von Instru­
menten zum Mieterschutz drängt.  
Der diskriminierungsfreie Zugang 
zu Wohnraum muss für Ein­Eltern­
Familien gesichert sein. „Für Allein­
erziehende“, fordert deshalb Reiner 
Wild, Geschäftsführer des Berliner 
Mietervereins, „müssen Sonderrege­
lungen geschaffen werden.“
Rainer Bratfisch
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Für Alleinerziehen-
de sind die Hartz-

IV-Regelungen 
völlig unzureichend
L Mertens, 
Jochen; Wendt, 
Thomas: Umsorgt 
wohnen in Berlin-
Brandenburg. Ham-
burg 2012. 392 
Seiten, 19,90 Euro

der literAturtipp

preisvergleich für Altenheime
Im Mai 2000 ging die Internetseite www.umsorgt­woh
nen.de an den Start. Sie informiert über Altenheime, Se­
niorenresidenzen und ­wohnanlagen und  Pflegedienste – 
in Berlin, Hamburg und einigen anderen  Bundesländern. 
Für eine Aufnahmegebühr und ein monatliches  Entgelt 
kommen die Einrichtungen in die Übersicht – mit  Fotos, 
Pflegeno ten des Medizinischen Dienstes der Krankenkas­
sen, Aus stattung und Preisen. Die Eigenwerbung des „Pro ­
jekts von Verbrauchern für Verbraucher“ ist allerdings ir­
reführend, denn: Wer zahlt, ist dabei. Vollständigkeit ist 
deshalb nicht zu erwarten.
156 Einrichtungen in Berlin und Brandenburg, sortiert 
nach Orten, werden jetzt auch  in einer Broschüre vor­
gestellt. Das ist nur ein Bruch teil der Einrichtungen, die 
sich auf diesem attraktiven Markt tummeln. Trotzdem: 
Das Buch ist eine erste Orien tierungshilfe und erleichtert 
die aufwendige Suche nach einer geeigneten Einrichtung. 
Rechtliche und praktische Aspekte der Pflegeversiche­
rung werden verständlich erklärt und Fragen zur Sozial­
hilfe umfassend beantwortet.                                     rb
der VerAnStAltungStipp

Wohnen in Künstlerhäusern und 
ehemaligen gefängniszellen 
Am 8. und 9. September findet in Berlin wieder der Tag 
des offenen Denkmals statt. Bundesweites Schwerpunkt­
thema ist diesmal „Holz als Baustoff“. Neben den alt­
bekannten Klassikern wie der Hufeisensiedlung oder 
diversen Kirchen sind auch wenig bekannte und sonst 
nicht zugängliche Orte zu besichtigen, etwa die Garten­
terrassenstadt Rheinisches Viertel mit ihrem prächtigen 
Holzdekor oder das Künstlerhaus St. Lukas in der Fasa­
nenstraße, wo noch heute Maler, Musiker und Restau­
ratoren leben und arbeiten. Wie es sich in einer ehema­
ligen Haftanstalt wohnt, lässt sich in Rummelsburg an­
schauen. Insgesamt stehen über 300 Denkmäler in allen 
Bezirken zur Auswahl. 
Fast alle Veranstaltungen und Führungen sind kosten­
los, für einige muss man sich aber anmelden. Das Pro­
grammheft kann unter www.stadtentwicklung.berlin.de/
denkmal/denkmaltag2012/ heruntergeladen werden.  bl
MieterMagazin 9/2012

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/denkmal/denkmaltag2012/
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http://www.umsorgt-wohnen.de/
http://www.berliner-mieterverein.de/magazin/online/mm0612/061225.htm


S „SonStigen gründen“

ehr gedehnt 

Bgh-urteil zur Kündigung Au

gummiklausel noch m

äußerst fantasiebegabt zeigte sich 
der Bundesgerichtshof (Bgh) in 
seiner jüngsten entscheidung zur 
Kündigungsmöglichkeit  „Sonstige 
gründe“. Auch wenn nicht der Ver-
mieter, sondern eine ihm naheste-
hende dritte person eine mietwoh-
nung für Büros nutzen möchte, 
könne dies eine Kündigung recht-
fertigen. ein bundesweit bislang 
einmaliger fall, der von mieter-
schützern scharf kritisiert wird. 

Mit der umstrittenen Entscheidung 
wurde der Räumungsklage der Evan­
gelischen Kirche Düsseldorf stattge ­
geben (BGH vom 9. Mai 2012 – VIII 
ZR 238/11). Diese hatte ihrem Mie­
ter mit der Begründung gekündigt, 
dass in der Wohnung eine Beratungs ­
stelle der Diakonie eingerichtet wer­
den soll. Obwohl diese beiden Orga­
MieterMagazin 9/2012
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nisationen wirtschaftlich unabhän­
gig voneinander sind, erkannten die 
Karlsruher Richter ein berechtigtes 
Interesse des Klägers an der Beendi­
gung des Mietverhältnisses an. Be­
gründung: Beide gehörten zum Ge­
samtkomplex der Evangelischen Kir­
che und hätten gemeinsame dia­
konische Aufgaben zu erfüllen. Da ­
her mache es juristisch keinen Un­
terschied, ob die geplante Beratungs­
stelle vom Kläger selbst oder einer 
ihm nahestehenden juristischen Per­
son betrieben werde. 

„Mit dieser Entscheidung werden 
die Kündigungsmöglichkeiten für 
Vermieter unangemessen erweitert“, 
kritisiert der Direktor des Deutschen 
Mieterbunds, Lukas Siebenkotten. 
Was viele Mieter gar nicht wissen: 
Neben den weitaus üblicheren Be­
gründungen Eigenbedarf, Hinderung 
bucht
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wirtschaftlicher Verwertung und Ver­
tragsverletzung durch den Mieter 
kann der Vermieter auch unter Beru­
fung auf „sonstige berechtigte In­
teressen“ kün digen. „Statt diese 
Gummiklausel enger zu fassen, wer­
den die Kündigungsmöglichkeiten 
mit diesem BGH­Urteil noch ausge­
weitet“, befürchtet  Rechtsexperte 
Frank Maciejewski vom Berliner Mie­
terverein.
Birgit Leiß
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Der Bundes-
gerichtshof hat 
ein umstritte-
nes Urteil zur 

Begründung einer 
Kündigung gefällt
„neSthocKer“

hotel mama ist gut ge

Vor allem junge männer wohnen 
immer länger bei ihren eltern, in 
deutschland mehr als jeder  dritte 
im Alter bis 25 Jahren, in italien 
 sogar 70 prozent. Was sie daheim 
hält, sind lange Ausbildungszeiten 
und schlechte zukunftsperspekti-
ven. Aber auch Bequemlichkeit. 

Die Konflikte mit den Eltern gering, 
die wirtschaftlichen Verhältnisse 
schwierig – letztendlich ist es aber 
vor allem bequem: „Hotel Mama“ 
ist für viele junge Erwachsene die 
Wohnform Nummer eins. So stecken 
38 Prozent der jungen Männer hier­
zulande mit 25 Jahren immer noch 

Angenehme Ver-
ältnisse, gesicherte 
Grundversorgung 
– da besteht kein 
Anlass, das Nest 

zu verlassen
die Beine unter den elterlichen Tisch. 
Das besagen die Zahlen des Statisti­
schen Bundesamtes. Auch wenn die 
letzte Übersicht dazu den Stand des 
Jahres 2010 widerspiegelt: An der 
Situation dürfte sich auch 2011 und 
2012 kaum etwas geändert  haben. 
Denn die Tendenz hält seit 30 Jahren 
an: Wohnte 1980 im alten Bundes­
gebiet nur etwa ein Fünftel noch bei 
den Eltern, ist es heute ein Drittel 
aller 25­Jährigen. 
Die Psychologin Christiane Papaste­
fanou, die das Problem der „Nest­
hocker“ in einer Studie für die Uni 
Mannheim untersuchte, macht dafür 
unter anderem lange Ausbildungs­ 
und Studienzeiten verantwortlich, 
die die Abhängigkeit von den  Eltern 
verstärken. Und das hat dort  umso 
größere Auswirkungen, wo es ma­
terielle Unterstützungen wie Wohn­
geld und BAföG nicht gibt und wo es 
nach einer Ausbildung auch schwie ­
rig ist, einen Arbeitsplatz zu finden: 
In Italien sollen 70 Prozent aller un­
verheirateten Männer über 30 noch 
bei den Eltern wohnen. „Mammis­
mo“ wird das Problem dort genannt. 
Italien ist zwar der klare  europäische 
Spitzenreiter, aber auch  Spanien, 
Frankreich und England  verzeichnen 
eine hohe Buchungsrate im Hotel 
Mama. 
Auch wenn schwierige  materielle 
Verhältnisse oft eine Rolle  spielen – 
es gibt auch andere Gründe für  eine 
späte Abnabelung: „Kinder müssen 
heute seltener aus autori tärer Erzie­
hung flüchten“, urteilt  Christiane 
Papastefanou. Aber warum sind es 
vor allem junge Männer, die sich 
gerne nah am mütterlichen Herd 
aufhalten? Junge Frauen ziehen weit 
eher daheim aus: 2010 wohnten nur 
noch 21 Prozent von ihnen im  alten 
Kinderzimmer. Christiane Papastefa­
nou: „Gerade für junge Männer ist 
das Elternhaus oftmals ein Service­
betrieb. Dazu kommt: Wenn einer 
von Mama verpflegt wird, kann er 
sich eben ein größeres Auto oder 
teurere Freizeitbeschäftigungen leis­
ten.“                   Rosemarie Mieder
7
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Im Juli hat das Bundeskabinett Än-
derungen am Bauplanungsrecht auf 
den Weg gebracht. Die Innenent-
wicklung der Städte soll gegenüber 
Stadterweiterungen gestärkt wer-
den. Außerdem sollen Kindertages-
stätten auch in reinen Wohngebie-
ten generell zulässig und die Spiel-
hallenflut leichter einzudämmen 
sein.

BAuplAnungSrecht 

gesetz gegen Flächen

Rund 77 Hektar werden in Deutsch-
land Tag für Tag zugebaut. Ziel der 
Bundesregierung ist es, den Flächen-
verbrauch auf 30 Hektar zu reduzie-

Der Bundesgesetz-
geber will die 
Ausweisung von 
Baulandflächen 
erschweren
8

ren. Durch die Novelle des Bauge-
setzbuches sollen die Städte durch 
Baulückenschließungen oder Nach-
verdichtungen im Inneren  wachsen 
und nicht mehr so sehr an ihren 
Rän dern wuchern. Die Kommunen 
könn ten dazu künftig ihr Vorkaufs-
recht einfacher ausüben. Außerdem 
muss die Umnutzung von landwirt-
schaftlichen Flächen und Wäldern 
begründet werden. 
Mit einer Änderung der Baunutzungs -
verordnung sollen Kitas auch in pla-
nungsrechtlich festgesetzten  „reinen 
Wohngebieten“ zulässig sein. „Es 
kann nicht länger angehen, dass 
Kindergärten in reinen Wohngebie-
ten nur im Ausnahmefall genehmigt 
werden können oder Nachbarn gar 
gerichtlich gegen Kindergärten vor-
gehen“, sagt Bundesbauminister Pe-
ter Ramsauer. 
Um „dem Wildwuchs an Spielhallen 
Einhalt zu gebieten“, so Ramsauer, 
wird im neuen Baugesetzbuch auch 
klargestellt, dass mit einem verein-
fachten Bebauungsplan die Ausbrei-
tung von Vergnügungsstätten ge-
steuert werden kann. Der  Minister 
will das Gesetzgebungsverfahren 
bis Ende des Jahres abschließen. Die 
SPD stimmt im Grundsatz zu: Die 
Maßnahmen seien „notwendig und 
wichtig“, so SPD-Bauexperte Hans-
Joachim Hacker, der Gesetzentwurf 
bleibe jedoch „hinter dem Machba-
ren zurück“. Die SPD will deshalb 
auf Verbesserungen dringen.
Der Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und  Immobilienunternehmen 
(GdW) begrüßt die Zielrichtung, hat 
jedoch Bedenken, dass bei einer Be-
schränkung des Flächenverbrauchs 
das Bauland knapp werden und da -
durch Grundstückspreise und  Mie ten 
steigen könnten. „In Wachstumsre-
gionen wäre ohne zusätzlichen Flä -
chenausweis für den Wohnungsbau 
künftig nur noch Luxuswohnen mög-
 lich“, sagt GdW-Präsident Axel Ge  -
daschko. Eine weitere Flächen inan-
spruchnahme sei daher „aus sozial -
politischen Gründen unerlässlich“. 
Grundsätzlich kann der Flächenfraß 
aber nur soweit eingedämmt  werden, 
wie die Städte und Gemeinden wil-
lens und in der Lage sind, die  neuen 
rechtlichen Möglichkeiten anzuwen-
den.
Jens Sethmann 
Der MIetrechtStIpp

Auszug: 
protokoll vor 

Schlüsselübergabe
Durch Unterzeichnung eines Woh-

nungsübergabeproto kolls bestä ti -
gen Mieter und Vermieter den Zu-

stand der Wohnung. Nicht  aufgeführ -
te Mängel können in der Re gel  später 
nicht mehr geltend gemacht  werden. 
Die Un terzeichnung eines  Protokolls 
ist nicht verpflichtend.  Verweigert der 
Vermieter die Unterzeichnung,  sollte 
der Mieter den Zustand der Wohnung 
anderweitig dokumentieren (Fotos, 
Zeugen), bevor er die Schlüssel an den 
Vermieter zurückgibt.                    mr
L „Eine Zukunft 
für unsere Ver gan -
genheit – Arc häo-
logie und Stadt-
planung in Berlin“, 
Foyer des Roten 
Rathauses, mon-
tags bis freitags 
von 9 bis18 Uhr. 
Eintritt frei.  

Der AuSStellungStIpp

Spurensuche 
Zur Wiege der Hauptstadt fuhren die Ber-
liner lange Zeit nur mit dem Auto. Der 
Petriplatz, Zentrum des mittelalterlichen 
Cöllns mit seiner Petrikirche, war über 
Jahre hinweg ein Parkplatz, eingekesselt 
zwischen Getrauden-, Brüder- und Breite 
Straße. Nachdem das Land Berlin 2006 beschloss, den al-
ten Kern der Hauptstadt zu erforschen, suchte dort ein 
Grabungsteam nach verschüttetem Gemäuer – und fand 
es, darunter das Fundament der Petrikirche. Auch an an-
deren Orten der historischen Mitte wurde und wird nach 
architektonischen  Spuren gesucht, mit dem Ziel, zukünf-
tig das alte Stadtbild Ber lins ins neue zu integrieren. Über 
diese Wende im Um gang mit der Geschichte der Stadt 
erzählt eine Ausstel lung, die vom 25. August bis 28. Ok-
tober im Roten Rat haus gezeigt wird. Wiebke Schönherr 
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„SorgloS“-StroM

Auf die billige tour

Dubiosen haustürgeschäften geht in 
Berlin eine bayerische Stromanbie-
terfirma nach. Vertreter von Sorg-
los-Strom geben als tarifwechsel 
aus, was eigentlich ein Anbieter-
wechsel ist.

Als die Studentin Birgit Richter kürz-
lich Besuch von zwei Vertretern be-
kam, klingelte es gleich zweimal bei 
ihr, erst an der Tür, später im Kopf. 
An einem Sommertag standen zwei 
junge Männer an ihrer Wohnungs-

Wenn es an der 
Haustür klingelt, 

sollte es auch 
in Ihrem Kopf 

klingeln
ieterMagazin 9/2012

ird modern
tür und boten einen Stromwechsel-
Vertrag an. Sie würden alle Vatten-
fall-Kunden besuchen, die noch ei-
nen alten Tarif hätten, stellten sich 
die beiden vor, und priesen der jun-
gen Frau einen sogenannten „Sorg-
los-Strom-Tarif“ an, der billiger sei 
als der alte.
Einen Niedrigpreis garantiert – der 
von Vattenfall gänzlich  unabhängige 
– Anbieter Sorglos-Strom auch auf 
seiner Website. „Der Tarif ist wäh-
rend der gesamten Vertragsdauer 
immer günstiger als der  derzeitige 
allgemeine Tarif des örtlichen Grund -
versorgers.“ Klingt gut, und doch 
wurde Birgit Richter misstrauisch. 
„Ich bin gar keine Vattenfall-Kundin“, 
hatte sie erklärt, und ob die beiden 
wirklich von Vattenfall wären? Eine 
 Antwort bekam sie nicht. Vattenfall-
Spre cherin Sandra Kühberger, versi-
chert nun: „Damit ha ben wir nichts 
zu tun.“ Die  Firma Sorglos-Strom hin-
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gegen reagierte nicht auf eine An-
frage des MieterMagazin.
Das Papier zum Anbieterwechsel un -
terschrieb Richter nicht. Stattdessen 
ging sie ins Internet. Da machte es 
Klick bei ihr. Sie fand einen Beitrag 
der MDR-Ratgebersendung Escher 
von 2010, in der vor der dubiosen 
Masche von Sorglos-Strom in Sach-
sen-Anhalt gewarnt wurde. Jetzt war 
ihr klar: Ihre Skepsis war angebracht.
Bedenklich findet auch Rechtsbera-
ter Rüdiger Strichau von der Berliner 
Verbraucherzentrale diese Verkaufs -
strategie: „Ein seriöser Verkäufer 
wird diesen Weg nicht gehen.“ Wer 
dennoch unterschrieben hat, hat ein 
14-tägiges Widerrufsrecht, wenn ei-
ne formgerechte Widerrufsbelehrung 
beim Vertragsabschluss mitgeteilt 
wurde. Anderenfalls ist der Widerruf 
auch später noch möglich. Sorgloser 
ist, wer die Vertreter sofort abweist.
Wiebke Schönherr
ein großprojekt hat sich die kommu-
nale Wohnungsgesellschaft Stadt 
und land für die kommenden fünf 
Jahre vorgenommen. 1604 der ins-
gesamt 1800 Wohnungen der tem -
pelhofer John-locke-Siedlung sol-
len von 2013 bis 2018 komplett 
sa niert werden, die Kosten werden 
auf knapp 70 Millionen euro veran-
schlagt. Das Areal ist eine der größ-
ten Wohnsiedlungen im Südwesten 
Berlins mit rund 3500 Mietern. Am 
ende des projekts sollen sich die 
Bewohner mit ihrer Siedlung mehr 
identifizieren, vor allem aber erheb-
lich energie einsparen können. 

Geplant ist laut Stadt-und-Land-Spre-
cher Frank Hadamczik, auf dem 
John-Locke-Areal künftig gut zwei-
tausend Tonnen CO2 weniger pro 
Jahr auszustoßen als bisher.  
Das Ziel geht zurück auf ein Klima-
schutzabkommen, das mehrere kom-

StADt unD lAnD 

John-locke-Siedlung w
munale Wohnungsbaugesellschaften 
im Juli dieses Jahres mit dem Land 
Berlin abgeschlossen haben. Sie ver -
pflichteten sich dabei freiwillig, ab 
2020 einen durchschnittlichen Maxi-
mal-Wert an CO2-Emissionen nicht 
zu  überschreiten. Stadt und Land 
setzte eine Grenze von 1,5 Tonnen 
pro Jahr und Woh nung. „Momentan 
liegt der Durchschnitt in unseren Ge-
bäuden bei 1,8 Tonnen, in Gesamt-
Berlin liegt er bei 3 Tonnen“, sagt 
Hadamczik.  
Entstehende Mieterhöhungen sollen 
durch die Energieeinsparungen „er-
heblich aufgefangen werden“, wie 
der Stadt-und-Land-Sprecher betont. 
Und der Geschäftsführer der Woh-
nungsbaugesellschaft, Ingo  Malter, 
versichert. „Es wird  unterschiedliche 
Ausstattungen in den  Wohnungen 
geben, sodass die Mieten für  alle 
bezahlbar bleiben.“ Man wolle vor 
Sanierungsbeginn mit den jeweils 
betroffenen Mietern sprechen, um 
ihre persönlichen Interessen beim 
Umbau berücksichtigen zu können.  
Durch ein Farbkonzept soll erreicht 
werden, dass sich die Bewohner mit 
ihrer unmittelbaren Nachbarschaft 
besser identifizieren. Die Siedlung 
wird in unterschiedlichen Farben ge-
strichen, sodass sich die  Quartiere 
räumlich vonein ander abgrenzen. 
Auch soll der Siedlungscharakter be-
stehen bleiben: „Man soll weiterhin 
erkennen, dass es eine Einheit ist.“ 
Wiebke Schönherr 

Das Wohnungs-
unternehmen 

verspricht, die In-
teressen der Mieter 

bei der Sanierung 
abzufragen und zu 

berücksichtigen
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Calvinstrasse 21

Die Mauer muss weg

Die Mieter der Calvinstraße 21 in 
Moabit haben weitere wichtige 
etappensiege gegen die schikanen 
der Hauseigentümerin errungen. 
Das amtsgericht tiergarten urteilte, 
dass die zugemauerten  Fenster ei­
ner Mieterin wieder in einen nutz­
baren Zustand versetzt werden müs­
sen. Das heißt: Der neubau, der die 
Fenster versperrt, muss verschwin­
den. Weitere Willkürmaßnahmen 
konnten die Mieter mit einstwei­
ligen verfügungen abwehren. Die 
eigentümerin gibt dennoch nicht 
nach, und das Bezirksamt Mitte 
bleibt weiterhin tatenlos. 

Die zugemauerten Küchen- und Ba -
dezimmerfenster müssen so wieder-
hergestellt werden, dass der Ab stand
zum Neubau drei Meter beträgt. 
„Nicht erst seit dem Fall der ,Mauer‘�
ist es allgemeinkundig, dass  Mauern 
auch wieder beseitigt werden kön-
nen“, heißt es dazu im Urteil des 
Amtsgerichts. Auf die hohen Kosten 
einer Wiederherstellung, die letztlich 
nur durch einen Teilabriss des Neu-
baus zu erreichen ist, kann sich die 
Eigentümerin nicht berufen, da sie 
die Situation selbst geschaffen hat. 
Die „Terrial Stadtentwicklung GmbH“
ist sowohl Eigentümerin der Calvin-
straße 21 als auch Bauherrin des be-
nachbarten Neubaus. Im April 2011 
hat sie die Fenster mit dem Neubau 
verschlossen, ohne eine Verständi-
gung mit der Mieterin zu suchen 
(MieterMagazin 1+2/2012, Seite 10: 
„Mauer vorm Kopf“). Seither muss 
eine Mieterin Bad und Küche künst-
lich beleuchten und über das Schlaf-
zimmer entlüften. 
Die Eigentümerin versucht seit lan-
gem, die Mieter zu vergraulen. Sie 
will das Haus aus den 60er Jahren 
wie schon die Nachbargebäude Cal-
vinstraße 20 a/b und Melanchthon-
straße 17/18 luxuriös umbauen und 
um zwei Etagen aufstocken. 
Anders als im Nachbarhaus  bleiben 
in der Calvinstraße 21 sechs von 
einst 15 Mietparteien aber stand-
haft. Nachdem die Terrial vor Ge-
richt in erster Instanz mit allen Räu-
10
mungs- und Duldungsklagen ge-
scheitert ist (MieterMagazin 4/2012, 
Seite 8: „Etappensieg für Mieter“), 
hat sie zu rabiateren Mitteln gegrif-
fen. Im Juni wurde der Aufzug, auf 
den die älteren Mieter angewiesen 
sind, demontiert. Einige  Mieterkeller 
wurden geräumt und mit einer Tür 
versperrt. Außerdem wurde un an ge-
kündigt mit ohrenbetäubenden Bau-
arbeiten begonnen. „Das ist Will-
kür, anders kann man das gar nicht 
mehr nennen“, sagt Reiner Wild, 
Ge schäftsführer des Berliner Mieter-
vereins.
Die Anwälte der Mieter erwirkten 
reihenweise einstweilige Verfügun-
gen, die besagen, dass der Aufzug 
wieder eingebaut werden muss, die 
Kellerräume wieder zugänglich ge-
macht werden müssen und der Bau-
lärm den Grenzwert von 50 Dezibel 
nicht überschreiten darf. „Wir haben 
in allen Prozessen Recht bekommen“, 
sagt Rechtsanwalt Christoph Mül-
ler, der vier Mietervereinsmitglieder 
vertritt. Inzwischen sind die Keller 
wieder zugänglich und die Bauarbei-
ten ruhen, doch der Fahrstuhl fehlt 
immer noch. „Wir müssen mit allen 
Mitteln kämpfen, und das werden 
wir auch weiter tun“, kündigt Chri s-
toph Müller an. 
Reiner Wild sieht auch die Politik in 
der Pflicht: „Es wird höchste Zeit, 
Mieter vor der Herausmodernisie-
rung besser zu schützen.“ Von der 
Bauaufsicht des Bezirks ist jedoch 
kein Einschreiten gegen diese un-
haltbaren Zustände zu erwarten. 
Mittes Baustadtrat Carsten Spallek 
erklärt, ihm seien „die Hände ge-
bunden“. 
Jens Sethmann

L Amtsgericht 
Tiergarten, 
Urteil vom 
17. Juli 2012, 
Aktenzeichen 
606 C 598/11 
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Calvinstraße 21: 
Die Hauseigentü-
merin muss ihren 
Neubau jetzt drei 
Meter von dem 
bestehenden Ge-
bäude wegrücken
Der ausstellungstipp

gebauter realsozialismus 
in Berlin und Warschau
Die Karl-Marx-Allee in Berlin und das Marszałkowska-
Wohnviertel in Warschau waren zentrale Bauprojekte 
der 50er Jahre des letzten Jahrhunderts. Auch  heute 
noch beeindrucken sie den Betrachter ganz unmittel-
bar und jenseits aller ideologischer Debatten durch  ih re 

Achsen, ihre strenge Symmetrie und 
nicht zuletzt durch ih re enorme Aus-
dehnung. Die Sonderausstellung „Das 
 Architektonische Erbe des Realsozialis-
mus in Berlin und War schau“ im Mitte-
Museum stellt die historisch bedeuten-
den Straßenzüge nun vergleichend ge-
genüber. In Bildern werden die stadt-
planerischen und architektonischen Pa-

rallelen, aber auch die nationalen Unterschiede deutlich. 
Wenige Jahre nach Stalins Tod, ab Mitte der 50er  Jahre, 
wurde der Baustil aber aus politischen wie auch aus 
volkswirtschaftlichen Gründen wieder aufgegeben. Heu-
te stehen die Karl-Marx-Allee und das Marszałkowska-
Wohnviertel in Warschau unter Denkmalschutz.        js

L Mitte-Museum, 
Pankstraße 47, 
sonntags bis 
mittwochs von 
10 bis 18 Uhr, 
donnerstags von 
10 bis 20 Uhr, 
bis 23. September, 
Eintritt frei. 
www.mitte
museum.de
MieterMagazin 9/2012

http://www.berliner-mieterverein.de/magazin/online/mm0112/011210a.htm
http://www.berliner-mieterverein.de/magazin/online/mm0142/041208a.htm
http://www.mittemuseum.de
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es boomt wie selten z
2011 fanden in der Hauptstadt so 
viele immobilien transaktionen statt 
wie noch nie seit dem Mauerfall. 
Das geht aus dem grundstücks­
marktbericht 2011/ 2012 hervor, 
den der gutachterausschuss für 
grundstückswerte (gaa) von der 
senatsverwaltung für stadtentwick­
lung jüngst veröffentlichte. 

Wurden im Jahr 2010 noch rund 
27 000 Kaufverträge über Immobilien 
und Grundstücke abgeschlossen, so 
waren es 2011 bereits 32 000. Das 
entspricht einem Zuwachs von 20 
Prozent. In den meisten Fällen wa-
ren es Eigentumswohnungen. Die 
Umsätze lagen um 28 Prozent über 
den Umsätzen aus dem Jahr 2010.  
Die Zuwächse gehen zum einen auf 
die hohen Verkaufszahlen, zum an-
deren auf Preissteigerungen zu-
MieterMagazin 9/2012

Anzeige

Jeden Mittwoch als
in „Der Tagesspie
Ihrem Zeitschriften
rück. Besonders Top-Immobilien, al-
so gut ausgestattete, modernisier-
te Wohnungen in den zentralen Be-
zirken Mitte, Tiergarten,  Prenzlauer 
Berg und Wilmersdorf, gingen für 
Spitzenpreise an ihre neuen Eigen-
tümer. Durchschnittlich das meiste 
Geld legten allerdings Käufer hin, die 
eine Eigentumswohnung in Dahlem 
besitzen wollten. Der Quadratmeter 
kostete dort 3655 Euro je Quadrat-
meter. In Mitte waren es im Schnitt 
immerhin noch 2880 Euro.  
Den Grund für den regen Handel 
auf dem Berliner Immobilienmarkt 
sieht der GAA-Geschäftsführer Tho-
mas Sandner in den guten Rahmen-
bedingungen, die Wohneigentum als 
eine attraktive Geldanlage erschei-
nen lassen: Die Preise für Eigentums -
wohnungen seien immer noch nied-
riger als woanders, außerdem sei der 
 Beilage 
gel“ bei 
händler
Markt relativ risikoarm. Sandner: 
Es gibt kaum rasante Preisanstiege 
oder Preisabstürze.“ Anders als oft 
dargestellt, sind es jedoch nicht die 
Investoren aus dem Ausland, die in 
Scharen Berliner Immobilien aufkau-
fen. „Ihr Anteil ist verschwindend 
gering“, weiß Sandner.  
Wiebke Schönherr
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Der Anteil der 
ausländischen 

In vestoren am boo-
menden Berliner 

Immobilienhandel 
ist ziemlich gering
11

Jeden Freitag aktuell bei 
Ihrem Zeitschriftenhändler

http://www.zweitehand.de/
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Niemand hat sie je gezählt – aber keine andere europäische 

Stadt  dürfte mehr Hinterhöfe haben als Berlin. Die engen 

Schluchten zwischen den Hinterhäusern prägen Berlin  heute 

noch, obwohl die Hinterhofbebauung als Ursache für sozia-

les Elend und hygienische Missstände galt und deshalb zum 

Abriss freigegeben wurde. Nun erfahren die Höfe aus dem 

19. Jahrhundert im dritten Jahrtausend eine neue Wertschät-

zung: Gerade die Stadtteile, in denen Krieg und Kahlschlag-

sanierung die alten Mietskasernen verschont haben, gehö-

ren heute zu den beliebtesten Vierteln Berlins. Mancherorts 

werden sogar neue Hinterhäuser gebaut. Die  Hausbewohner 

eignen sich ihren Hof immer öfter an, pflanzen Bäume und 

Sträucher und richten sich eine Sitzecke ein. Die Zeit, in der 

auf einer kahlen Betonfläche nichts weiter stand als eine 

Mülltonne und zwei Autos, ist jedenfalls (fast) vorbei.
le lässt grüßen
dergang und  
auferstehung des Berliner Hinterhofs
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Seitdem die Hackeschen Höfe 1996 
erfolgreich zu einem Touristenmag-
neten umgebaut worden sind, kann 
man sich in Berlin kaum noch vor 
Bauprojekten mit „Höfe“-Namen 
retten: Es gibt die Heckmann-Höfe, 
die Edison-Höfe, die  Fehrbelliner Hö -
 fe, die Choriner Höfe, die Gethsema-
ne-Höfe, die Kopernikus-Höfe, die 
Grussank-Höfe, die  Hesperidenhöfe, 
den Marthashof, den  Literaturhof, 
die Puccini-Hofgärten und viele an-
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Stellplatz für Müll­
tonnen, Spielplatz 
für Kinder: So 
trist ging es 100 
Jahre lang auf den 
Berliner Höfen zu
dere mehr. Der Begriff, den Immobi-
lienentwickler heute mit Vorliebe zur 
Vermarktung von luxuriösen Wohn-
anlagen benutzen, wurde früher vor 
allem mit dem Hinterhof-Wohnungs -
elend in Verbindung gebracht. 
Die Hinterhofbebauung ist keine Ber -
liner Besonderheit. Auch in anderen 
Großstädten wurden Häuser mit ei-
nem oder mehreren  Hintergebäu den 
errichtet. Doch nirgendwo sonst wur-
de flächendeckend so dicht gebaut 
wie in der „größten Mietskaser nen-
stadt der Welt“. 
Möglich geworden ist diese  Bauform 
durch den Hobrecht-Plan von 1862. 
Der Ingenieur James Hobrecht ent-
warf einen Stadterweiterungsplan 
mit einem sehr weitmaschigen Stra-
ßennetz und entsprechend großen 
Baublöcken. Die einzelnen Baugrund-
stücke zogen sich deshalb sehr tief 
ins Blockinnere. In der nach der 
Reichsgründung 1871 rasant wach-
senden Hauptstadt waren die Bau-
herren bestrebt, möglichst viel aus 
ihren Grundstücken herauszuholen, 
sprich: möglichst dicht zu bauen. Die 
extrem liberale Baugesetzgebung 
erleichterte es ihnen ungemein: Die 
Baupolizeiordnung von 1853 be-
schränkte sich weitgehend auf Rege-
lungen zum Brandschutz. Innenhöfe 
mussten lediglich 5,34 mal 5,34 Me-
ter groß sein – das ist die Fläche, die 
zum Wenden einer  Feuerwehrspritze 
MieterMagazin 9/2012
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F Blockentkernung 
oder Kahlschlag­
sanierung machte 
das „Milljöh“ bis 
zum Ende der 70er 
Jahre im vergange ­
nen Jahrhundert 
platt

Die Mülltonne 
blieb, doch der 
grüne Hof lädt 
jetzt auch zum 
Verweilen ein
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nötig war. Hobrecht selbst sah schon 
1868 die Nachteile der engen Bebau -
ung und forderte: „Mehr Raum für 
die Höfe! Das Vierfache der Dimen-
sionen, welche die Berliner Baupoli-
zeiordnung verlangt, ist nicht zu viel, 
ist kaum genug, wenn wir für unse-
re Hinterzimmer noch Sonne, Licht 
und Luft in genügender Qualität 
und Güte behalten wollen.“ Doch 
im Stadtparlament zögerten die ein-
flussreichen Hausbesitzer die No-
vellierung der Bauordnung noch bis 
1887 hinaus. Die  Mindestgröße der 
Höfe wurde dabei lediglich auf 60 
Quadratmeter angehoben – was 
die Bauherren nicht ernsthaft ein-
schränkte. Ob die Wohnungen Licht, 
Luft und Sonne abbekommen, spiel-
te bei der Bemessung der Höfe wei-
terhin keine Rolle. 
Bemängelt wurden diese Zustände 
schon, als die Mietskasernen gebaut 
wurden. Heinrich Zilles Zeichnungen 
aus dem Hinterhof-„Milljöh“ der 
kleinen Leute hatten zu ihrer Zeit 
auch eine politische Aussage. Mit 
seinem vielzitierten Satz „Man kann 

mit einer Wohnung einen  Menschen 
genauso töten wie mit einer Axt“ 
wurde der Milieumaler zum Kron-
zeugen der Mietskasernenkritik. Das 
Wohnungselend wurde dabei weni-
ger auf die soziale Ungerechtigkeit 
zurückgeführt, sondern vor allem 
auf die Bauform. Zum berühmt-be-
rüchtigten Symbol wurde „Meyer’s 
MieterMagazin 9/2012
Hof“ in der Weddinger Ackerstra-
ße, eine 1874 gebaute Wohnanlage 
mit sechs hintereinander liegenden 
Höfen, in der zeitweise bis zu 2100 
Menschen lebten. Mit Ausnahme 
einiger Reformwohnanlagen ohne 
Hinterhöfe, die von fortschrittlichen 
Genossenschaften um die Jahrhun-
dertwende errichtet wurden, ging 
der Bau von Mietskasernen unge-
achtet der Kritik weiter, bis 1914 zu 
Beginn des  Ersten Weltkrieges der 
Bau von Mietshäusern völlig zum 
Erliegen kam. Verboten wurde der 
Bau von Seitenflügeln und Querge-
bäuden erst mit der Berliner Bauord-
nung von 1925.

Schluchten 
und Rattenlöcher

Die Schmähungen rissen jedoch nicht 
ab. Bruno Taut, herausragender Ar-
chi tekt des modernen Bauens, be-
klagte 1927 „jenes entsetzliche Ge-
wirr von engen Höfen in Hinter- und 
Seitenhäusern“ und „jene furchtba-
ren Schluchten, jene grauenhaften 
Rattenlöcher“. Taut träumte von ei-
ner Radikallösung: „Man wird diese 
Dinge eines Tages nicht mehr ertra-
gen können und man wird schließlich 
dazu schreiten, sie niederzurei ßen.“ 
In der Weimarer Republik konn te 
man es sich allerdings nicht leis ten, 
Wohnungen abzureißen.
Nach dem der Krieg weite Teile der 
Miets kasernenstadt zerstört oder 
beschädigt hatte und die stehen-
gebliebenen Altbauten weiter ver-
nachlässigt wurden, stand von den 
50er Jahren bis in die 70er Jahre des 
20. Jahrhunderts der  Komplettabriss 
und der Bau einer „neuen und schö-
Prima Klima

Hinterhöfe müssen keine betonier-
ten Verkehrsflächen sein, auf denen 
die unterschiedlichen Mülltonnen 
die einzigen Farbakzente setzen. 
Selbst im kleinsten Hof ist Platz für 
ein Blu menbeet, Sträucher, Rank-
pflanzen oder gar Bäume.  Begrünte 
Höfe und Fassaden schaffen ein 
gutes Klima. Besonders im Sommer, 
wenn die Hitze in den Hinterhöfen 
geradezu „steht“, ist die kühlende 
Wirkung der Pflanzen wohltuend. 
Dazu können mit versickerungsfä-
higen Bodenbelägen und Dachbe-
grünungen Verdunstungsflächen 
geschaffen werden, die die Luft 
kühlen, die CO2-Belastung vermin-
dern und das Grundwasser scho-
nen. Eine üppige Vegetation bietet 
auch Vögeln und Insekten einen in-
nerstädtischen Lebensraum.
Grüne Höfe verbessern nicht nur 
im ökologischen Sinne das Klima, 
sondern auch im zwischenmensch-
lichen. Wenn die Mieter  gemeinsam 
ihren Hof bepflanzen und umgestal- E
13



1

TiTel

Fo
to

: S
ab

in
e 

M
ün

ch

P

neren Stadt“ auf der politischen Ta-
gesordnung. Das „Krebsgeschwür 
Hinterhof“ sollte ausgemerzt wer-
den. An der Brunnenstraße im Wed-
ding, rund um das Kottbusser Tor in 
Kreuzberg, am Roll berg in Neukölln 
und in mehreren anderen Stadtteilen 
wurden mit der Kahlschlagsanierung 
die Altbauten blockweise vollständig 
abgerissen oder gesprengt, um an 
ihrer  Stelle freistehende, nüchtern-
moderne Wohnhäuser zu bauen, die 
keine Erinnerung mehr an das Hin-
terhofgewirr aufkommen ließen.
Symbolträchtig baute man 1953 die 

Dieser Hinterhof in 
renzlauer Berg hat 
sein „historisches 

Ambiente“ nahezu 
unangetastet 

in die Jetztzeit 
hinübergerettet
4

moderne Ernst-Reuter-Siedlung di-
rekt neben die Reste des berüchtig-
ten „Meyer’s Hof“. Wer den Kahl-
schlag kritisierte – wie Wolf Jobst 
Siedler und Elisabeth Niggemeyer 
mit ihrem streitbaren Fotoband „Die 
gemordete Stadt“ von 1964 –, wur-
de in die ewiggestrige, fortschritts-
feindliche und reaktionäre Ecke ge-
stellt. 
Ab 1973 wurde im  Charlottenburger 
Sanierungsgebiet Klausenerplatz 
erstmals eine ganz andere, die „be-
hutsame“ Stadterneuerung durchge-
führt, bei der die Altbauten weitge-
hend erhalten, instandgesetzt und 
modernisiert wurden. Das Beispiel 
fand großen Anklang, weil Städte-
bauer und Architekten ab Mitte der 
70er Jahre die Bedeutung des Stadt-
bildes wiedererkannten. Die Erhal-
tung der Hinterhofbebauung wurde 
dennoch als zu teuer und nicht wün -
schenswert angesehen. Deshalb 
ging man zur „Blockentkernung“ 
über: Die Vorderhäuser blieben zum 
größ ten Teil erhalten, um das Stra-
ßenbild zu bewahren, im Blockin-
ne ren wurden jedoch  Seitenflügel, 
Quergebäude und Remisen vollstän-
dig beseitigt. So blieb nach außen 
hin der schöne Schein gewahrt, die 
billigen Wohnungen wurden aber 
zum größten Teil vernichtet. Mit 
der Internationalen Bauausstellung 
1984/87 wurde schließlich die „be-
hutsame Stadterneuerung“ zum 
Programm: Hinterhöfe wurden nicht 
mehr von vornherein als städtebauli-
cher Mangel angesehen, sondern als 
Potenzial erkannt.
Auch in Ost-Berlin hatte man das 
„Erbe der kapitalistischen Bodenspe-
kulation“ mit seinen Hinterhöfen 
zu  nächst grundsätzlich nicht für er -

Restlaufzeit für 
die Mietskaserne 

haltenswert gehalten. Um die Grün-
derzeitbauten aber noch für eine 
„Restnutzungsdauer“ von 30 Jahren 
zu sichern, begann man 1971 mit 
zwei Modellprojekten: Am Arkona-
platz in Mitte wurden bei der ersten 
komplexen Modernisierung von Alt-
bauten die Blöcke zum größten Teil 
entkernt. Es folgte das Quartier am 
Arnimplatz in Prenzlauer Berg, wo 
nicht nur die Vorderhäuser,  sondern 
oft auch die ersten Seitenflügel und 
Quergebäude stehen blieben und sa-
niert wurden. Die dahinterliegen den 
Bereiche wurden grundstücksüber-
greifend zu öffentlichen Grünanla gen 
mit Spielplätzen umgestaltet. Arko-
naplatz-Anwohnerin Sara Ackermann 
weist noch auf einen ganz pragma-
tischen Vorteil des durchgängigen 
Blockinnenbereichs hin: „Man kann 
immer auf der Seite rausgehen, wo 
man hin will.“ Das Modellprojekt 
fand großen Zuspruch – auch in der 
westlichen Fachwelt –, konnte aber 
wegen fehlender Baukapazitäten 
nicht auf andere Stadtteile ausge-
weitet werden.
Die Höfe benachbarter Häuser zu-
sammenzulegen und über die Grund-
stücksgrenze hinweg zu gestalten, 
drängt sich nahezu auf. In aller Re-
gel sind Nachbarhöfe mit hohen 
Mauern oder Zäunen voneinander 
getrennt. Wenn man diese wegreißt, 
kann man zum Beispiel die Müllton-
nen beider Häuser auf eine Seite und 
die Fahrradständer auf die  andere 
Seite stellen, um so Platz für ein 
Pflanzbeet oder eine Sitzecke zu be-
ten, wächst die Hausgemeinschaft 
enger zusammen. Unter einem grü-
nen Blätterdach sitzt es sich auch 
schöner als direkt neben den Müll-
tonnen. 
Die Grüne Liga Berlin unterhält in 
der Prenzlauer Allee 230 einen Mu s-
terhof, der zeigt, was bei einer Hof-
begrünung alles möglich und sinn-
voll ist. Bei einer kostenlosen Füh-
rung und einer Hofberatung kann 
man sich viele Anregungen  holen, 
wie der Hof nicht nur stadtklimatisch 
vorbildlich, sondern auch  ästhetisch 
ansprechend umgestaltet  werden 
kann. Sowohl Eigentümer als auch 
Mieter nehmen die Beratung in 
 Anspruch. „Das hält sich etwa die 
Waage“, berichtet Karen Thormeyer 
von der Grünen Liga. Von der Eigen-
tümerseite kommen aber fast nur 
Gruppen von Wohnungseigentü-
mern, die selbst im Haus wohnen. 
„Die Leute, die zu uns kommen, sind 
alle wild entschlossen, etwas zu ma-
chen“, sagt Karen Thormeyer. Das 
Hofbegrünungsprogramm des Se-
nats, mit dem Bewohner bei der öko-
logischen Umgestaltung ihrer  Höfe 
unterstützt wurden, ist 1996 einge -
stellt worden. Heute werden die 
Bürger nur noch in zwei Bezir ken 
gefördert. Pankow richtet einen 100-
Höfe-Wettbewerb aus, bei dem in 
jedem Jahr 3600 Euro vergeben wer-
den. Friedrichshain-Kreuzberg hat 
ebenfalls einen klei nen Fördertopf 
für Hofbegrünun gen. Darüber hin-
aus gibt es in Ge bieten mit einem 
Quartiersmana gement noch die 
Möglichkeit, Gelder für Begrünungs-
maßnahmen zu beantragen. 
js

Anregungen zur 
Hofbegrünung auf 
www.grueneliga­
berlin.de (➞ The ­
men & Projekte 
➞ Hofbegrünung). 
Anmeldung zur 
Hofberatung und 
zur Führung über 
den Musterhof der 
Grünen Liga bei 
Karen Thormeyer, 
S 44 33 91­49, 
E­Mail: hofbe
ratung.berlin@
grueneliga.de 
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kommen. In den Sanierungsgebieten 
wird die Hofzusammenlegung immer 
als Ziel formuliert, zu überzeugen 
sind die Eigentümer davon aber so 
gut wie nie. Allenfalls wenn zwei be-
nachbarte Grundstücke denselben 
Besitzer haben, klappt eine übergrei-
fende Gestaltung, ansonsten werden 
vor allem „versicherungstechnische 
Gründe“ vorgeschoben. 
Der Trend geht sogar in die Gegen-
richtung. In einer neuen Gartenzaun-
mentalität wird peinlich genau auf 
die Abgrenzung des Eigentums Wert 
n
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Roll­Back mit 
Bagger: Wo un­
längst abgerissen 
wurde, entstehen 
heute neue 
Hinterhofgebäude 
– zum Leidwesen 
der angestamm­
ten Bewohner
gelegt, und grundstücksübergreifen-
de Gestaltungen werden wieder zer-
stückelt. So wurden rund um den Ar -
nimplatz nach 1990 die Häuser und 
Grundstücke rückübertragen und 
verkauft, und zwar jeweils mit dem 
ursprünglichen Flächenanteil an den 
Grünanlagen. Nach und nach schnit-
ten die Alt- oder Neueigentümer ih-
ren Anteil heraus und zogen an ih -
ren Grundstücksgrenzen Zäune – 
manchmal quer über den Spielplatz 
durch den Buddelkasten.

„Kleinstaaterei“ 
im Blockinneren

Auch der Hirschhof im Karree zwi-
schen Kastanienallee, Oderberger 
und Eberswalder Straße weckte Be-
gehrlichkeiten. Die Grünfläche wurde 
in den 80er Jahren von unangepass-
ten Anwohnern mühsam erstritten 
und in Eigenregie auf den hintersten 
Bereichen dreier Grundstücke ange-
MieterMagazin 9/2012
legt. Der Hirschhof wurde so zu ei-
nem herausragenden Symbol für 
die damalige Opposi tionsbewegung 
im Bezirk Prenzlauer Berg. Nach der 
Wende wurde allerdings versäumt, 
ihn formal zu einer öffentlichen 
Grünfläche zu erklären. Wohnungs-
eigentümer der Häuser in der Kas-
tanienallee forderten ihren alten 
Grundstücksanteil an der Grün-
anla ge – und bekamen im Jahr 2010 
vor dem Verwaltungsgericht Berlin 
recht. Der Bezirk gibt den Hirschhof 
jedoch nicht auf: „Die Flächen wer-
den ganz unabhängig von diesem 
Gerichtsverfahren in be zirkliches Ei-
gentum gebracht“, erklärt Bezirks-
bürgermeister Matthias Köhne. Die 
strittigen Flächen werden  entweder 
angekauft oder gegen Entschädi-
gung enteignet. Am Fortbestand 
des Hirschhofes bestehe kein Zwei-
fel, so Köhne. Er muss nun aber über 
ein anderes Grundstück  erschlossen 
werden. Der Bau der neuen Zuwe-
gung und die Erweiterung des Hirsch -
hofes zog sich in die Länge. Während 
der Ur-Hirschhof seit mehr als zwei 
Jahren nicht mehr öffentlich zugäng-
lich ist, konnte im August immerhin 
schon einmal die Erweiterung der 
Grün anlage eröffnet werden.
In gewinnträchtigen  inner städ-
tischen Lagen wie  Prenzlauer 
Berg und Mit te ist ein Trend 
„zurück zur alten Mietska ser-

e“ zu beobachten. Selbst da, wo 
riegsschäden oder  Abrisse die Bau-
ichte wohltuend aufgelockert ha-
en, werden heute neue Hinterhö-
e geschaffen. So bekamen die Mie-
er des freistehenden Quergebäu-
es in der Liselotte-Herrmann-Straße 
6 von einer Baugruppe ein neues 
orderhaus vor die Nase ge setzt. Die 
onnenbeschienene Südseite ist jetzt 
in dunkler Hinterhof. „Wir wollen 
icht, Luft, Grün. Wir wollen nicht 
ugebaut werden“, protestier ten die 
ewohner erfolglos auf  einem Trans-
arent. Ähnliches ist an der Straß-
urger Straße geplant: Der Eigen-
ümer will mit einem Neubau den 
Hof-Recht

Der typische Berliner Hof darf von 
allen Mietern genutzt werden. Kin-
der dürfen auf den Höfen spielen, 
auch mit hausfremden Spielkame-
raden. Die Ruhezeiten sind jedoch 
immer zu beachten. Oft enthält die 
Hausordnung Regeln zur Nutzung 
der Höfe. Fahrräder dürfen im Hof 
abgestellt werden, wenn es keinen 
gesonderten Abstellraum gibt und 
dies nicht ausdrücklich im Mietver-
trag ausgeschlossen ist. Ihr Auto 
dürfen Mieter nur mit Erlaubnis des 
Vermieters auf dem Hof parken. 
Die Hausbewohner dürfen dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. 
Im Rahmen seiner Verkehrssiche-
rungspflicht hat der Hauseigentü-
mer dafür zu sorgen, dass man die 
Zugänge jederzeit gefahrlos bege-
hen kann. Die Kosten für die Hof-
reinigung, die Schneebeseitigung 
und die Pflege von Gartenanlagen 
zählen zu den Betriebskosten, die 
auf die Mieter umgelegt werden 
können. Wenn diese Arbeiten von 
einem Hausmeister erledigt wer-
den, sind die Pflegekosten in des-
sen Salär enthalten und dürfen 
nicht als eigener Posten in der Be -
triebskostenabrechnung auftau-
chen.
Wollen Mieter ihren Hof umgestal-
ten, brauchen sie dazu das Einver-
ständnis des Vermieters. Wenn der 
Eigentümer auf dem Hof einen E
15
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Blockrand schließen, wobei drei 
freistehende Zeilenbauten in  eine 
Hinterhofsituation geraten würden. 
Ganz in der Nähe, in der Kollwitz-
straße 42, wurde sogar ein Grund-
stück, das nie eine rückwärtige Be-
bauung hatte, mit Seitenflügel und 
Quergebäude zugebaut. Für die 
zahlungskräftigen Käufer dieser 
Wohnungen scheint die verschärfte 
bauliche Enge kein Problem zu sein. 
Im 21. Jahrhundert wird hier der Bo-
den genauso maximal ausgenutzt 
wie zu Kaisers Zeiten. 
Durch die Modernisierungswelle der 
letzten Jahre wurden viele Höfe so-
gar noch zusätzlich verdunkelt. Die 
Außenaufzüge, die meist vor den 
Treppenhäusern aufgestellt sind, neh-
men, selbst wenn sie verglast sind, 
den Wohnungen Licht. Immer  öfter 
werden sogar in engsten  Höfen noch 
16
schon immer den Nachteil, dass der 
Lieferverkehr zum Gewerbehof durch 
die Wohnhöfe fahren musste. Wo 
möglich, wurden im Zuge von Sanie-
rungsmaßnahmen gesonderte 

Aus für die „Kultur 
frei Haus“

Erschließungen für die Gewerbehö-
fe angelegt. In der Gegend um die 
Warschauer Straße in Friedrichshain 
scheint sich dieses Problem nun quasi 
von selbst zu lösen: Die lauten Vor-
derhauswohnungen, für die man 

Balkone angebaut, die den Wohn-
wert zwar auf dem Papier erhöhen, 
die aber für die Mieter kaum zu nut-
zen sind und die Wohnungen ver-
schatten, wenn tatsächlich mal die 
Sonne in den Hof scheint.
Die früher ganz deutlich ausgepräg-
te Status-Rangfolge der  Wohnlage 
gibt es nicht mehr. Wer zum Hof 
wohnt, ist nicht mehr schlechter ge-
stellt als der Bel-Etage-Bewohner im 
Vorderhaus. Im Gegenteil: Hinter-
haus-Wohnungen erfreuen sich 
wachsender Beliebtheit, weil sie vom 
Verkehrslärm der Straße geschützt 
sind, während Vorderhäuser an lau-
ten Straßen nicht mehr so leicht zu 
vermieten sind. 
Auch die sogenannte Kreuzberger 
Mischung kehrt sich langsam um. 
Nicht nur in Kreuzberg wurden häu-
fig hinter einem Vorder- und einem 
Quergebäude noch ein oder meh-
rere Fabrikgebäude gebaut.  Diese 
Wohn-Gewerbe-Mischung  hatte 
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Umgedrehte Mi­
schung: Wo früher 
in den Hinterhof­

häusern gearbeitet 
wurde, wird heute 

komfortabel und 
im Loft gewohnt
meist willkommene Abwechslung. 
Die Groschen wurden in Papier ge-
wickelt dem Sänger in den Hof ge-
worfen. 1891 gab es in Berlin über 
3000 Drehorgelspieler, 1963 wa-
ren nur noch 23. In einigen Hinter-
höfen findet man noch heute ver-
blasste Schilder, die das Hausieren 
und Musizieren ebenso streng un-
tersagen wie das Spielen und das 
Teppichklopfen außerhalb der fest-
gelegten Zeiten. Heute, wo es kaum 
noch Häuser mit offenen Toren gibt, 
hätten Kleinkünstler überhaupt kei-
ne Chance mehr.
Jens Sethmann

keine hohen Wohnungsmieten ver-
langen kann, werden zunehmend 
gewerblich vermietet. In den Hinter-
höfen werden dagegen immer mehr 
Fabrikgebäude in teure Loft-Eigen-
tumswohnungen umgewandelt.
Seit sich ab den 80er Jahren zentra-
le Klingelanlagen durchsetzten, sind 
immer mehr Höfe für die Öffent-
lichkeit verschlossen. Davor wurden 
die Hoftore allenfalls nachts ver-
sperrt. Weil jeder ein- und ausgehen 
konnte, wurden die Höfe viel mehr 
als heute als öffentlicher Raum ver-
standen. Selbstverständlich konnten 
die Nachbarskinder spontan zum 
Spielen im Hof vorbeikommen. Ein 
ganzer Gewerbezweig lebte  anno 
Tobak von den offenen Höfen: Leier -
kastenmänner und Gaukler zogen 
durch die Straßen und boten ihre 
Kunst in den Hinterhöfen dar. In den 
Zeiten ohne Radio und Grammophon 
waren die Couplets, Moritaten und 
Gassenhauer für die Bewohner eine 
Kin derspielplatz baut oder Grünflä-
chen anlegt, gilt das als eine Moder -
nisierung, die eine Mieterhöhung 
rechtfertigt: 11 Prozent der Moder-
nisierungskosten können auf die 
Jahresmiete umgelegt werden. 
Der Zustand des Hofes spielt auch 
bei Mieterhöhungen nach dem Bür-
gerlichen Gesetzbuch eine  Rolle. 
Im Berliner Mietspiegel gilt  eine 
„gepflegte Müllstandfläche mit 
sichtbegrenzender Gestaltung“ als 
ein wohnwerterhöhendes Merk-
mal, eine „ungepflegte und offe-
ne Müllstandfläche“ hingegen als 
wohnwertmindernd. Diese Merk-
male fließen in die Berechnung der 
ortsüblichen Vergleichsmiete ein, 
bis zu deren Höhe die Miete stei-
gen kann.                                  js
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Hintergrund

Wasserversor-
gung: Zahlt der 
Berliner erneut 

für eine politische 
Fehlentscheidung?
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Berliner Wasser

Fortsetzung der Beutewirtschaft?
Das land Berlin möchte die privatisierten anteile an den Berliner Was-
serbetrieben (BWB) zurückkaufen. nach dem energiekonzern rWe hat 
sich im Juni auch der Mischkonzern Veolia bereit erklärt, seinen anteil 
zu veräußern. Der senat hat den rückkauf des rWe-anteils im Juli be-
reits beschlossen. Die initiatoren des erfolgreichen Volksbegehrens zur 
Offenlegung der Wasserverträge lehnen einen rückkauf hingegen ab, 
weil sie befürchten, dass die Verbraucher die Zeche in Form von anhal-
tend hohen Wasserpreisen zahlen müssen. 
Den privaten Anteilseignern der 
BWB scheint die Freude am Ge-
schäft mit dem Berliner Wasser ab-
handen gekommen zu sein. Schon 
mit den ersten Abmahnungen des 
Bundeskartellamtes, die Preise für 
das Berliner Wasser zu senken, hat 
RWE seine Antei le angeboten. Kurz 
nachdem die Kartellbehörde im Juni 
eine sofort umzusetzende Preissen-
kung um 18 Prozent endgültig ver-
fügt hatte, erklärte auch der zwei-
te private Anteilseigner Veolia seine 
Bereitschaft, die Anteile abzugeben. 
Die Rendite beim Wasser in Berlin 
012
scheint nicht mehr attraktiv zu sein. 
Seit 1999 haben RWE und  Veolia, 
aber auch das Land Berlin mit der 
Wasserversorgung ein gutes Ge-
schäft gemacht. In zwölf Jahren 
konnten RWE und Veolia 1,518 Mil-
liarden Euro als Gewinn verbuchen, 
während der Senat als Mehrheitseig-
ner einen Gewinn von 923 Millionen 
Euro machte. Die Wasserpreise stie-
gen in dieser Zeit für die Verbraucher 
um fast 35 Prozent. 
Im Juli hat der Senat beschlossen, 
die RWE-Anteile für rund 650 Mil-
lionen Euro zurückzukaufen. Wenn 
das Abgeordnetenhaus nach der 
Sommerpause zustimmt, hat das 
Land Berlin rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 2012 sei nen Anteil an den BWB 
auf 75,05 Prozent erhöht. Ein Er-
werb der bei Veolia verbleibenden 
Anteile zu gleichen Konditionen ist 
im Gespräch.
„Die Finanzierung des Rückkaufs 
kann ohne Belastung des Haushalts 
aus den Berliner Wasserbetrieben 
heraus erfolgen“, versichert Finanz-
senator Ulrich Nußbaum. „Die Re-
finanzierung ist auch im Falle einer 
Senkung der Wasserpreise gemäß 
Verfügung des Bundeskartellamts 
gesichert.“
„Die Behauptung von Senator Nuß-
baum, dass der Rückkauf keine Be-
lastung für die Berliner Wasserkun-
den darstelle, ist ein Märchen“, er -
klärt der Berliner Wassertisch, der 
das Volksbegehren angestoßen hat-
te. Der Wassertisch und die abge-
spaltenen Berliner Wasserbürger leh-
 nen einen Rückkauf ab. Thomas Ru -
dek, Sprecher der Wasserbürger, 
hält den Rückkauf für einen Skan-
dal: „Die se teure Rekommunalisie-
rung muss gegenfinanziert werden, 
zu Lasten der Verbraucher. Statt die 
Anfechtung der Verträge abzuwar-
ten und sich für eine kostengünstige 
Rekommunalisierung einzusetzen, 
werden wir zur Kasse gebeten.“ 
Die Grünen-Abgeordnete Heidi Ko-
sche sieht in dem Rückkauf „die 
konsequente Fortsetzung der Beu-
tegemeinschaft“ und befürchtet, 
dass „den Berliner Wasserkunden 
weiterhin über 30 Jahre hohe und 
zukünftig steigende  Wasserpreise“ 
ins Haus stehen. Auch Gerwald 
Claus-Brunner von der Piratenfrak-
tion nennt Nußbaums Rückkauf-Plä-
ne „inakzeptabel“. Die Parlaments-
opposition und die Initiativen sind 
auch darüber empört, dass der Se -
nat das Ergebnis des Sonderaus-
schusses im Abgeordnetenhaus 
nicht abwartet.

Die Gutachter 
widersprechen sich

Im diesem Ausschuss stellen beide 
Seiten Rechtsgutachten gegenein-
ander. „Wir haben aufgezeigt, wie 
die Abgeordneten mit einer Organ-
klage die Voraussetzungen schaffen 
können, um die Nichtigkeit der Was-
serverträge durchzusetzen“, erklärt 
Sabine Finkenthei vom Arbeitskreis 
unabhängiger Juristen. Ein Gegen-
gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Abgeordnetenhauses 
kommt hingegen zu dem Schluss, 
ein gerichtliches Verfahren sei „als 
wenig erfolgversprechend anzuse-
hen“. Die Wasserbürger fordern ei -
ne Volksabstimmung über den Rück-
kauf, deren Ergebnis Grundlage für 
eine Enteignung sein könnte.
Jens Sethmann
Garantierte rendite
Im Jahr 1999 verkaufte die damalige CDU-SPD-Koali-
tion 49,9 Prozent der BWB zu gleichen Teilen an den 
Essener Energie-Riesen RWE und den französischen 
Mischkonzern Vivendi (heute Veolia). Den Investoren 
wurde bis zum Jahr 2028 eine feste Rendite garantiert. 
So steht es im Privatisierungsvertrag, dessen Offenle-
gung erst mit einem Volksbegehren im Jahr 2011 er-
zwungen wurde. Über Preiserhöhungen zahlen vor al-
lem die Berliner Verbraucher die Zeche. Die Preissen-
kungsverfügung des Bundeskartellamtes wird von den 
Berliner Wasserbetrieben angefochten.                    js 
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Hintergrund

Der Immobilien­
markt boomt und 

lockt auch skrupel ­
lose Geschäfte­

macher an – 
entsprechend 
ist der Protest
Spekulativer leerStand

Störfaktor Mieter
Für die einen reizwort aus dem Munde radikaler Systemkritiker, für die 
anderen überall präsentes phänomen eines wuchernden immobilien-
marktes: Spekulativer leerstand. Zwar wurde er in Berlin noch nicht als 
fester Bestandteil einer sich anbahnenden Spekulationsblase im großen 
Stil ausgemacht. doch ein Blick auf den aktuellen Wohnungsmarkt zeigt: 
die Bedingungen, mit ungenutzten Gebäuden Geld zu machen, sind so 
gut wie lange nicht. 
Neukölln ist in Bewegung. Nur das 
Haus in der Weisestraße 47 steht 
still. In den Fenstern keine  Vorhänge, 
kein Licht. Die Klingelanlage ist de­
fekt. Im Erdgeschoss sind Rollläden 
heruntergezogen, auf ihnen kleben 
ausgebleichte Fetzen alter Veranstal­
tungsplakate. Der fünfstöckige Alt­
bau, ein dunkelgrauer Klotz, ist das 
schwarze Schaf dieser begrünten 
Seitenstraße des Schiller­Kiezes – 
nicht nur wegen seines Aussehens, 
auch weil seine 36 Wohnungen bis 
auf zwei leer stehen, die meisten 
von ihnen seit vielen Jahren. 
Im April rückten ein paar  wütende 
Neuköllner an, die dem Besitzer spe­
kulativen Leerstand vorwarfen, um 
das Gebäude zu besetzen. Von ei ­
nem Balkon ließen sie das Transpa­
rent „Alle leeren Wohnungen an 
Hartz­Vier­BezieherInnen“ herunter­
flattern. Schließlich setzte die Polizei 
die Immobilien­Eroberer noch am 
gleichen Tag wieder vor die Tür.
Ruhige Nebenstraße, Altbau, Neu­
kölln. Die Weisestraße 47 wäre eine 
Wunschadresse vieler Wohnungssu­
chender. Es ist aber auch eine Adres­
se, deren Marktwert steigt. Im Jahr 
2011 sind, laut Gutachterausschuss 
für Grundstückswerte (GAA) vom 
Senat für Stadtentwicklung, Eigen­
tumswohnungen in Neukölln um gut 
sechs Prozent teurer geworden. Und 
so kann sich Hoffnungen auf  satte 
Gewinne machen, wer hier mit lee­
ren Immobilien spekuliert, auch 
wenn der Neuköllner Baustadtrat, 
Thomas Blesing (SPD), die Lage in 
seinem Bezirk erst mal beschwich­
tigt: „Es gibt immer Objekte, wo 
das auftritt“, sagt er, „aber das sind 
Einzelfälle.“
Auch in anderen Bezirken  Berlins 
boomt der Immobilienmarkt. Seit 
Juni 2011 stieg nach Angaben des 
Deutschen Instituts für Wirtschafts­
forschung (DIW) der Kaufpreis von 
Eigentumswohnungen in Berlin durch­
schnittlich um 15 Prozent. Wer von 
dieser Entwicklung profitieren will, 
der freut sich nicht schon über üp­
piger werdende Mieteinnahmen 
in der Zukunft, sondern setzt  eine 
schwungvollere Rechnung auf: In 
günstigen Zeiten eine Wohnung 
kaufen, einen niedrigen Zins für die 
Geldleihe bei einer Bank finden, ein 
paar Jahre warten und schließlich 
teurer verkaufen. Störfaktor an die­
ser Aktion: die Mieter, die diese 
Woh nungen bewohnen. Eine Durch­
schnittswohnung wird aktuell, je nach 
Berliner Ortsteil, für 84 bis 285 Euro 
pro Quadratmeter teurer verkauft, 
wenn sie nicht vermietet ist, hat das 
DIW herausgefunden. Wer mit Leer­
stand spekuliert, kann deutlich mehr 
Profit erwarten.
Wie stark dieses Phänomen auf dem 
Hauptstadt­Markt in jüngster Zeit zu­
genommen hat, lässt sich nicht mit 
Zahlen belegen, doch so viel steht 
fest: Die Bedingungen dafür sind ex­
zellent. Der Wohnungsmarkt wird 

ein altbekanntes Gesicht

angespannter, die Zinsen auf Kredite 
sind niedrig, und die Kaufpreise wer­
den auch in Zukunft weiter steigen. 
Lange war Berlin nur Lieblingsziel 
von Touristen und Künstlern, doch 
nun haben auch Immobilien­Käufer 
den Wert der Stadt erkannt. Im ver  ­
gangenen Jahr seien in Berlin so vie­
l e Immobilien­Transaktionen abge­
schlossen wie nie zuvor seit der Wie­
dervereinigung, gab der GAA kürz­
lich bekannt. Gegenüber dem Vor­
jahr führten diese Verkäufe im Jahr 
2011 zu 28 Prozent mehr Umsatz.
Der Besitzer des Hauses in der Wei­
sestraße 47 ist allerdings kein neues 
Gesicht in Berlin. Schon zu West­Ber ­
liner Zeiten gehörte das Gebäude 
Henning Conle, einem deutschland­
Spekulationswelle im alten West-Berlin 
Mit Leerstand wurde schon in den 1970ern und frühen 
1980ern in West­Berlin spekuliert, wenngleich mit an­
deren Zielen als heute. Investoren und das Land Ber­
lin waren damals auf Neubau aus, der finanziell geför­
dert wurde. Altbausanierung sah man als Belastung 
auf dem Weg ins moderne Stadtleben an. Subventio­
niert wurde sie nur, wenn die Kosten unter 75  Prozent 
der Kosten eines Neubaus lagen.  Immobilienbesitzer
ließen daher reihenweise Altbauten für eine Abrissge­
nehmigung verkommen. „Typisch war, eine Reihe Zie­
gel kurz vor der Traufe wegzunehmen, damit das Haus 
bei Regen volllief und Schimmel ansetzte“, erinnert 
sich Stadtsoziologe Sigmar Gude. Als Protest entstand 
die Hausbesetzerbewegung, Ende der 80er setzte dann 
die „behutsame Stadterneuerung“ ein, die der Altbau­
sanierung wieder den Vorrang gab.  
Wiebke Schönherr
MieterMagazin 9/2012



weit agierenden Immobilienhändler, 
den der Hamburger Mieterverein 
einst unter die vier größten „Mie­
terschrecks“ der Hansestadt wählte. 
Keine Luxusimmobilie, sondern ei­
nen rückständigen, unsanierten Alt­
bau mit Etagentoiletten und Ofen­
heizung, kurzum, eine Ansammlung 
von Billigwohnungen, brachte Con­
le mit seinem Neuköllner Wohn­
haus einst in seinen Besitz. Alt­Ein­
gesessene, Künstler und Studenten 
waren die Bewohner, bis in den ver­
gangenen 20 Jahren einer nach dem 
anderen freiwillig oder genervt von 
baulichen Mängeln ein neue Bleibe 
suchte. Nun sind die Mieter fast alle 
weg, der schlechte Zustand des Hau­
ses ist aber geblieben. Gerade des­
wegen könnten doch Geringverdie­
ner darin wohnen, stimmt ein Mitar­
beiter der Stadtteilinitiative Schiller­
kiez in die Forderungen der vor die 
Tür gesetzten Hausbesetzer ein. „Es 
gibt ja fast keine Wohnungen mehr 
in Neukölln, die sie noch bezahlen 
können.“ Also: Warum nicht? Man 
wolle sich dazu nicht äußern, ist die 
Antwort der Hausverwaltung.
Nun verfolgt nicht jeder die Absicht, 
mit seinem Wohnungskauf zu spe­
kulieren, doch der Berliner Senat hat 
die drohende Gefahr erkannt. Der 
Stadtentwicklungssenator plant ein 
Gesetz zum Verbot der Zweckent­
fremdung von Wohnungen. Neben 
spekulativem Leerstand soll auch die 
Nutzung von Wohnraum als Ferien­
domizil eingeschränkt werden. Doch 
das Vorhaben steht noch auf wack­
ligen Beinen: „Es ist umstritten, ob 
es rechtlich durchsetzbar ist“, sagt 
MieterMagazin 9/2012
die Pressesprecherin des Senators, 
Daniela Augenstein. „Wir erwarten 
Klagen gegen das Verbot.“

die Grundeigner 
blasen zum angriff

Eine davon wird mit angekündigter 
Verlässlichkeit von der Eigentümer­
schutz­Gemeinschaft „Haus und 
Grund“ kommen. „Wir werden das 
angreifen. Wir haben das schon mal 
erfolgreich angefochten“, so der 
Sprecher der Eigentümer­Gilde, Die­
ter Blümmel. Er sieht keine Chance, 
dass das Gesetz in Kraft tritt. Die 
Lage in Berlin sei vom Senat in ei­
nigen Stadtteilen als „angespannt“ 
angegeben worden. Um aber ein 
Zweckentfremdungsverbot durchzu­
setzen, müsse für die Bevölkerung 
insge samt eine „gefährdete Wohn­
raumversorgung“ herrschen. In Ber­
lin sei das nicht der Fall. „Der Ent­
wurf ist handwerklich schlecht, ja: 
haar sträubend“, findet Blümmel. Vor 
allem aber: Nicht nötig. Nicht wegen 
der An zahl zu vieler Ferienwohnun­
gen, nicht wegen des hohen Leer­
stands. Denn dass damit spekuliert 
 würde, nennt er abwegig. 
Das Gesetz sieht vor, Geldbußen an 
Eigentümer zu verhängen, die Woh­
nungen mehr als sechs Monate leer 
stehen lassen, ohne dass dies durch 
Sanierungsarbeiten oder mangeln­
des Mieterinteresse gerechtfertigt 
werden könne – allerdings nur in Be­
zirken, in denen Wohnungsmangel 
herrscht. Wo das der Fall sei, soll ei­
ne Verordnung festlegen, die alle ein 
bis zwei Jahre aktualisiert werden 
soll. Wer gegen das Verbot verstößt, 
wird zu einer Geldbuße verdonnert. 
Bis zu 50 000 Euro könnten fällig 
werden.
Der Geschäftsführer der Berliner 
Mietervereins, Reiner Wild, begrüßt 
den Gesetzentwurf. Die Immobilien­
spekulation würde andernfalls zu­
nehmen, ist er sich sicher: „Ein Buß­
geld bedeutet eine gewisse Abschre­
ckung.“
Als „längerfristiger Leerstand“ ge­
hen Wohnungen in die Statistiken 
ein, die seit mehr als einem halben 

Jahr verwaist sind. Und sie sind dort 
keine Marginalie. Zwar nimmt der 
Leerstand in Berlin stetig ab, doch 
ist die Anzahl längerfristig unbe­
wohnter Wohnungen im Vergleich 
zu Kurzzeit­Leerständen hoch. Drei 
zu eins war das Verhältnis im Jahr 
2010, wie eine Analyse der Investi­
tionsbank Berlin (IBB) aus dem ver­
gangenen Jahr ergab.
Von rund 133 000 unbewohnten 
Wohnung waren knapp 100 000 
schon über sechs Monate leer. Vor­
nehmlich Alt­ und Plattenbauten 
in Mitte, Friedrichshain­Kreuzberg, 
Neukölln und Marzahn­Hellersdorf. 
Davon wiederum waren 70 000 
Wohnungen grundsätzlich vermiet­
bar, die allerdings nicht am Markt 
angeboten wurden. Wegen Sanie­
rung und Umbau, wie die Eigentü­
mer begründeten, oder: wegen Ver­
kauf.  
Wiebke Schönherr

L Der Berliner 
Mieterverein hat 
im Sommer seine 
„IMMOWATCH“­
Aktion gestartet. 
Damit ruft er 
Mieter auf, neben 
Miethöhen und 
Modernisie rungs ­
kosten auch Leer­
stände in  Ber lin 
zu melden (hierzu 
auch der Fragebo­
gen auf Seite 25). 

F Aus leeren Woh­
nungen kann man 
im Verkaufsfall 
wesentlich mehr 
 herausschlagen 
– spekuliert 
da rauf auch der 
Eigentümer der 
Weisestraße 47?
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Hintergrund
50 Jahre Gropiusstadt

trabant mit Zukunft
der 7. November 1962 war „ein wichtiger tag für Berlin“, so der dama-
lige regierende Bürgermeister Willy Brandt. an diesem tag legte er zu-
sammen mit Walter Gropius im süden von Neukölln den Grundstein für 
die satellitenstadt Britz-Buckow-rudow, die heutige Gropiusstadt. Wenn 
es Menschen gegeben habe, die an der gesicherten Zukunft der stadt ge-
zweifelt hätten, dann müssten sie jetzt wissen, dass sie sich geirrt haben, 
so Brandt in seiner rede. der Beweis für die Zukunftsfähigkeit Berlins: 
die Gropiusstadt feiert in diesem Jahr ihr 50-jähriges Bestehen.
Begonnen hat die Geschichte der 
Gropiusstadt 1955, als beim Bau der 
Siedlung Britz­Süd das angrenzende 
freie Feld in den Blick von Karl­Heinz 
Peters fiel. Peters, damals Vorstand 
der Wohnungsbaugesellschaft Ge­
hag, hatte nicht nur die Idee, dort 
ei ne neue Siedlung zu bauen, er ge­
wann für die Planung auch den re­
nommierten Architekten Walter 
Gro pius. Geplant waren zunächst 
8000 bis 9000 Wohnungen. Gro­
pius‘ erster Plan von 1960 sah für 
Britz­Buckow­Rudow (BBR) deshalb 
noch deutlich geringere Baumassen 
vor. 80 Prozent der Wohn gebäude 
sollten weniger als acht Geschosse 
haben, nur einzelne Ge  bäude wür­
den mit 14 bis 17 Stockwerken her­
ausragen. In den folgenden Abstim­
mungsverfahren forder te der Senat 
aber wesentlich mehr Woh nungen. 
Gebaut wurden schließlich 18 000 
Wohnungen, davon 70 Prozent in 
Hochhäusern. Dazwischen sind Flä­
chen für Einfamilien­ und Reihen­
häuser eingestreut. 
Neben der Gehag wurden noch fünf 
weitere gemeinnützige 
Wohnungsbaugesellschaf­
ten und ­genossenschaften 
sowie private Bauherren an 
der Planung beteiligt. Da­
durch kam es zu  weiteren 
Veränderungen am Ge­
samt plan, von dem sich 
Walter Gropius schon bald 
distanzierte. „Ich muss ge­
stehen, dass dieses Unter­
nehmen das enttäuschends­
te ist, mit dem ich je zu tun hatte, da 
der Kontakt mit den Siedlungsträger ­
gesellschaften fast auf den Nullpunkt 
gesunken ist“, schrieb Gropius 1966 
verbittert an die Berliner Bauverwal­
tung. Obwohl vom ursprünglichen 

Gropius geht 
auf distanz

Konzept nur die groben Grundzüge 
übriggeblieben waren, gab man der 
Siedlung BBR kurz vor ihrer Fertig­
stellung 1972 auch offiziell den Na­
men Gropiusstadt. Im Volksmund ist 
sie schon von Anfang an so genannt 
worden.
„Gropius hat erfreulicherweise ei­
nige der Objekte auch im Detail 
geplant“, erläutert Michael Abra­
ham, Vorstand der Baugenossen­
schaft Ideal. Dazu gehören das 
Ideal­Hochhaus, das mit 30 Stock­
werken Berlins höchstes Wohnhaus 
ist, und das danebenliegende halb­
kreisförmige Gropiushaus. „Aber 
auch andere namhafte Architekten 
waren beteiligt. Dadurch entstand 
 eine Vielfalt, die es in Großsiedlun­
gen selten gibt“, so Abraham.
Trotz der vielen Beteiligten, die zu 
Gropius‘ Leidwesen ihre Finger im 
Spiel hatten, ist die Qualität des Un­
terfangens nicht ganz auf der Stre­
Bauhausgründer als Namensgeber
Walter Gropius gilt als einer der Begründer der moder­
nen Architektur. Er wurde 1883 in Berlin geboren. Nach 
einem Architekturstudium in München und Charlot­
tenburg machte er sich 1910 als Industriedesigner und 

Architekt selbstständig. Sein 
erster bedeutender Bau war 
das 1911 zusammen mit Adolf 
Meyer entworfene Fagus­Werk 
in Alfeld (Leine). Die  flächige 
Glasfassade des Fabrikgebäu­
des erregte damals großes Auf­
sehen. 1919 wurde er Direktor 
der Hochschule für Bildende 
Kunst in Weimar, die er mit 
der Kunstgewerbeschule zum 
„Staatlichen Bauhaus“ fusio­

nierte. Die stilprägende Schule wurde 1925 nach Des­
sau verlegt, wo sie in ein von Gropius entworfenes Ge­
bäude zog. 1928 gab Gropius die Leitung des Bauhau­
ses ab und widmete sich vor allem Wohnbauprojekten, 
unter anderem der Großsiedlung Siemensstadt. Nach 
der Machtergreifung der Nazis emigrierte er in die USA, 
wo er Professor an der Harvard University wurde. Ab 
Mitte der 50er Jahre engagierte er sich wieder in Berlin, 
wo er 1957 mit seiner Firma The Architects Collabora­
tive (TAC) ein Wohnhaus im Hansaviertel entwarf und 
1959 mit der Planung der späteren Gropiusstadt beauf­
tragt  wurde. Deren Fertigstellung erlebte er nicht mehr. 
Er starb 1969 in Boston. Das Bauhaus Dessau gehört 
seit 1996, das Fagus­Werk seit 2011 zum Weltkultur­
erbe.                                                                          js
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cke geblieben. „Die Gropiusstadt ist 
eine der wenigen Großsiedlungen, 
für die es eine städtebauliche Vision 
gab“, lobt heute Frank Bielka, Vor­
stand der Wohnungsbaugesellschaft 
Degewo. 
Durchgängige Grünzüge entlang der 
U­Bahn­Trasse und am Wildmeister­
damm geben der Gropiusstadt  einen 
grünen, luftigen Charakter, die städ ­
tische Infrastruktur wurde nicht ver­
MieterMagazin 9/2012
gessen und mit der U7 hatten die  
knapp 50 000 Einwohner von Anfang 
an eine gute Anbindung an die In­
nen  stadt. Die grundsätzliche  Kritik 
am Prinzip Trabantenstadt  entlud 
sich daher in den 70er Jahren am 
Märkischen Viertel, wo all diese 
Vorzüge fehlten.

Kein ganz frei-
williger umzug

Probleme gab es natürlich auch in 
der Gropiusstadt. Weil der Stadtteil 
fast komplett im Sozialen Wohnungs ­
bau errichtet wurde, waren die Erst­
bewohner zum großen Teil „zuge­
wiesen“. Viele waren Umsetzmieter 
aus dem Wedding, Nord­Neukölln 
und Kreuzberg, deren Altbauwoh­
nungen im Zuge der Kahlschlagsa­
nierung abgerissen worden waren. 
Vom neuen Wohnkomfort mit Bad, 
Zentralheizung und Aufzug  waren 
sie zwar begeistert, doch da sie nicht 
ganz freiwillig hierher  gezogen wa­
ren, hatten sie es schwer, am äußers­
ten Rand der Stadt in einem ganz 
anderen Ambiente heimisch zu wer­
den. „Reichlich Langeweile“, stellte 
die Bild­Zeitung 1967 dort schließ­
lich fest. „Denn alles, was ein biss­
chen großstädtisches Leben in  diese 
Stadt mit der Einwohnerzahl von 
Celle bringen würde, muss man mit 
der Lupe suchen. Noch nicht  einmal 
Berlins ,Nationalheiligtum’, die Eck­
kneipe, ist zu finden.“ Zwei Jahre 
später berichtete die Berliner Mor­
genpost, dass die Ärzte hier eine für 
Deutschland neue Krankheit regis­
triert hät  ten, die sie „Neubau­Neu­
rose“ nannten.
Ein drastisches Bild zeichnet auch 
das 1981 erschienene Buch „Wir 
Kinder vom Bahnhof Zoo“. Die Au­
torin Christiane F. ist in der Gropius­
stadt aufgewachsen. Sie beschreibt 
die Siedlung als unmenschliche Be­
tonanhäufung, in der Kindern das 
Spielen auf den Rasenflächen verbo­
ten ist und Jugendliche kaum Mög­
lichkeiten zur Freizeitgestaltung ha­
ben. Der Gropiusstadt gab sie damit 
eine Mitschuld an ihrem Abgleiten 
in die Drogensucht.
In den 80er Jahren gab es erstmals 
leer stehende Wohnungen in der 
Siedlung. Der damalige.  Bausenator 
Klaus Franke dachte 1985 sogar 
über einen Teilabriss einiger Häuser 
nach. Stattdessen wurden jedoch 
große Summen in Nachbesserungen 
an den Häusern und den Freiflächen 
investiert.
Um die Jahrtausendwende  geriet 
das soziale Gefüge in eine  Schief ­
lage, Neuköllns Baustadtrat Thomas 
Blesing bemängelte, dass einige Ver­
mieter bei der Wohnungs vergabe 
nicht auf die soziale Mischung ge­
achtet hätten. Der Senat entschied 
deshalb, die Belegungsbindung ab­
zuschaffen und die Fehlbelegungs­
abgabe nicht mehr zu er heben, um 
Menschen mit höheren Einkommen 
den Zuzug zu ermöglichen bezie­
hungsweise das Bleiben in der Gro­
piusstadt schmackhaft zu machen.
„Dann ging es wieder aufwärts mit 
der Gropiusstadt“, ist Thomas Ble­
sing vom Erfolg der Maßnahmen 
überzeugt. Heute leben hier rund 
35 000 Menschen, darunter nicht 
wenige Erstbewohner. „Die Woh­
nungen sind vom Schnitt her immer 
noch modern. Das waren schon gu­
te Architekten“, sagt Degewo­Vor­
stand Frank Bielka. „Jeder, der mit 
offenen Augen durch die Gropius­
stadt geht, sieht, dass das ein Stadt­
teil mit Zukunft ist.“ Durch die – 
wann auch immer – bevorstehen­
de Eröffnung des nahen Flughafens 
BER mit seinen neu entstehenden 
Arbeitsplätzen erwartet Bielka einen 
weiteren Entwicklungsschub. Die 
Degewo plant deshalb sogar Neu­
bauten in der Gropiusstadt. „Wir 
haben vor, ab 2014 am  Zwickauer 
Damm Wohnungen zu errichten“, 
kündigt Frank Bielka an. „Wir sehen 
hier Potenzial für bis zu 400 Woh­
nungen.“
Jens Sethmann

L Zur Feier des 
ersten halben Jahr-
hunderts haben 
die Gropiusstädter 
ein umfangreiches 
Festprogramm auf 
die Beine gestellt. 
www.qm-gropius
stadt.de

F Die Gropius-
stadt überzeugte 
ihre Bewohner von 
Anfang an: grün, 
großzügig und mit 
guter Infrastruktur
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Hintergrund
Gebäude im Wandel

Kleine lofts im großen Kaufhaus
am anton-Saefkow-Platz in lichtenberg ist ein Kaufhaus zum Wohnge-
bäude umgebaut worden. Wo bis 2007 Hemden, Socken und Kaffee-
maschinen verkauft wurden, kann man heute wohnen. die Klein-lofts 
mit vier metern deckenhöhe waren im nu vermietet.
Auf den ersten Blick hat sich der 
ehemalige Kaufhof am Anton-Saef-
kow-Platz kaum verändert. Im Erd-
geschoss gibt es Schaufenster wie 
eh und je, auch die braune Fassa-
denverkleidung ist beibehalten wor-
den. Doch wo in den Obergeschos-
sen frü her Fensterreihen waren, be-
finden sich jetzt Loggien mit Son-
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Eine ungewöhnliche 
Begrüßung erwar-
tet Besucher an den 
Wohnungseingän-
gen: Treppenhaus 
des ehemaligen 
Kaufhofs am An-
ton-Saefkow-Platz
nenschirmen und Balkonblumen. Im 
Kaufhaus wird jetzt gewohnt. Als 
im August 2011 die 84 Wohnungen 
nach sieben Monaten Bauzeit fer-
tiggestellt waren, gab es keinerlei 
Vermietungsschwierigkeiten. „Wir 
hätten die Wohnungen dreimal ver-
mieten können“, sagt Makler Tho-
mas du Chesne. „Wir haben lange 
Wartelisten.“
Das „Konsument“-Warenhaus am 
Anton-Saefkow-Platz ist 1983 bis 
1985 als Zentrum des Neubauge-
biets Fennpfuhl im Norden Lichten-
bergs errichtet worden. Nach der 
Wiedervereinigung Berlins mieteten 
sich hier zunächst das Warenhaus 
Horten, später der „Kaufhof“ ein. 
Die Lage abseits der Hauptstraßen 
und die Konkurrenz neuer Einkaufs-
zentren machten dem Haus jedoch 
immer mehr zu schaffen. Nachdem 
Kaufhof im März 2007 in einen Neu-
bau an der Frankfurter Allee umge-
zogen war, verwaiste das Gebäude 
am Fennpfuhl. Neue Nutzungskon-
zepte konnten nicht umgesetzt wer-
den, auch ein Abriss wurde disku-
tiert. 
Ende 2009 verkaufte die Konsum-
Genossenschaft das Gebäude schließ-
 lich an die Gesellschaft für Immo bi-
lien-Projektentwicklung und Unter-
nehmensberatung (GPU), eine  Fir -
ma, die auf Gewerbeimmobilien 
spe zialisiert ist. „Vier Meter hohe 
De cken, da müssen wir Lofts draus 
machen“, sagte damals Thomas du 
Che sne, der das nun „Starloft“ ge-
nannte Projekt mitentwickelt hat. 
Während sich im Erdgeschoss ein 
Su permarkt, ein Ein-Euro-Discounter, 
eine Apotheke, ein Drogeriemarkt, 
ein Optiker und kleinere Läden zur 
Nahversorgung angesiedelt haben, 
wurden die drei oberen Etagen zu 
Wohnungen umgebaut. Nach der 
Entkernung wurden im Trockenbau 
Wohnungstrennwände eingezogen. 
Die Grundrisse sind mit offenen Kü-
chen nach Loft-Vorbild angelegt, die 
innenliegenden Bäder haben kein 
Ta geslicht. Die meisten Wohnungen 
haben zwei Zimmer und sind rund 
55 Quadratmeter groß. Ausnahmen 
sind die Wohnungen an den Gebäu-
deecken, die vier Zimmer und 120 
Quadratmeter aufweisen. Die Au-
ßenwände wurden an allen Seiten 
zurückgezogen, so dass vor jeder 
Wohnung eine große Loggia Platz 
hatte.
Der große Baukörper mit seiner 
Grundfläche von 70 mal 60 Metern 
hat den Nachteil, dass die Zweizim-
merwohnungen alle nur zu einer 
Seite Fenster haben. Im ersten und 
zweiten Stock wurden auf der un-
belichteten Fläche im Inneren des 

Sparsame Wohnflächen

Gebäudes große Abstellräume für 
jede Wohnung geschaffen – sozu-
sagen Kellerräume auf der Etage. Im 
obersten Stock wurden hingegen 
Penthouse-Wohnungen mit Terras-
sen gebaut, die von zwei Seiten Ta -
geslicht bekommen. Schon das 
Kauf haus hatte eine  Dachterrasse. 
Ins gesamt hat der Bau der 5200 
Qua dratmeter Wohnfläche zirka 
15 Millionen Euro gekostet.
„Man hätte die Wohnungen zwar 
größer, aber nicht kleiner machen 
können“, sagt Thomas du Chesne. 
Für Loft-Verhältnisse sind 55 Qua-
dratmeter sehr klein. Durch die ge-
ringe Wohnfläche sollte die  Miete 
bezahlbar bleiben. Sie beträgt  etwa 
580 Euro bruttowarm, also rund 
10,50 Euro pro Quadratmeter. Wer 
ein gewisses Loft-Ambiente sucht, 
aber keine Fabriketage mit 150 Qua-
dratmetern bezahlen kann, für den 
kann das Angebot interessant sein.
Eingezogen sind in die „Starlofts“ 
vor allem junge Berufstätige, „dar-
unter sehr viele nach Berlin Zuge zo-
gene“, so du Chesne. Das von älte-
ren Bewohnern geprägte Wohnge-
biet wird durch den Zuzug gemisch-
ter. „Die junge Mieterschaft hat dem 
Anton-Saefkow-Platz gutgetan“, 
meint du Chesne. Der  große Park-
platz, der vor dem Haus eine ver-
krautete Grünanlage ersetzte, hat 
den Platz allerdings nicht gerade 
ver schönert.           Jens Sethmann
Hertie wird zu bike-lofts 
Auch im seit 2009 leer stehenden Hertie-Kaufhaus in 
der Moabiter Turmstraße sind Wohnungen geplant – 
allerdings nur im obersten Stockwerk. Der Clou wird 
der Lastenaufzug des Kaufhauses sein, der in Zukunft 
den Bewohnern ermöglicht, sich mit ihren Fahrrädern 
in die Wohnetage hinauffahren zu lassen. Dort sollen 
abschließbare Fahrradboxen installiert werden. In den 
darunter liegenden Etagen sind Einzelhandelsgeschäf-
te, Arztpraxen und ein Fitnessstudio geplant. Nach 
dem Komplettumbau soll das Haus im Frühling 2013 
wiedereröffnet werden.                                            js
MieterMagazin 9/2012
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Was kann wann in den reißwolf?
von Zeit zu Zeit ist es für jeden notwendig, ordnung in seinen Papierkram 
zu bringen. dazu müssen ganze Stapel von rechnungen und belegen durch-
sortiert, ordner und Schubfächer entrümpelt werden. doch vorsicht: mit 
allzu großem Wegwerfeifer sollte man dabei nicht ans Werk gehen, denn 
das kann sich später rächen, mahnt dr. Peter lischke, Geschäftsführer der 
verbraucherzentrale berlin.
2

 

Für Privatpersonen gibt es gesetz-
lich zum Glück nur zwei wesentliche 
Vorschriften aus dem Einkommen-
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steuerrecht. Die erste: Für Arbeit, 
Material und sonstige Leistungen, 
die im Zusammenhang mit Haus 
und Grundstück stehen, sind die 
Handwerkerrechnungen und Zah-
lungsbelege mindestens zwei  Jahre 
lang aufzubewahren. Gleiches gilt 
für die sogenannten haushaltsnahen 
Dienstleistungen. Die Aufbewah-
rungsfrist beginnt nicht mit dem 
Rechnungsdatum, sondern mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem 
die Rechnung erstellt wurde. 
Die zweite Vorschrift betrifft eher 
Wohlhabende: Steuerpflichtige, bei 
denen die Summe der positiven Ein-
künfte, also der Einnahmen ab züg -
lich der Werbungskosten („Über-
schusseinkommen“) mehr als 
500 000 Euro im Kalenderjahr be-
trägt, haben die damit in Zusam-
menhang stehenden Aufzeichnun-
gen sechs Jahre lang aufzubewah-
ren. 

Wohin mit den Papieren?
Wer seine vertraulichen Akten und Datenträger pro-
fessionell entsorgen lassen möchte, kann sich beispiels-
weise unter www.gelbeseiten.de über Angebote infor-
mieren. Einige Firmen holen Papierunterlagen von zu 
Hause ab und füllen sie in angelieferte  Spezialbehälter. 
Die Kosten für einen 70-Liter-Behälter, der für einen 
normalen Haushalt ausreichen sollte (zehn Aktenord-
ner entsprechen 40 Kilogramm) liegen je nach Anbie-
ter bei circa 25 Euro. Für einen 500-Liter-Behälter fal-
len rund 60 Euro an.
Die Berliner Stadtreinigung (BSR) bietet auf ihren Re-
cyclinghöfen sogenannte Datenentsorgungsboxen an. 
Diese kann man sich abholen und gefüllt dort wieder 
abgeben. Kosten: Standardbox (33x24x21 Zentimeter) 
4,70 Euro pro Stück. Maxibox (43x23x32 Zentimeter) 
8,80 Euro pro Stück.                                                  il

L Weitere 
Informationen zu 
Aufbewahrungs-
fristen unter
www.bundesfinanz
ministerium.de,
www.bdb.de,
www.gdv.de

Verjährungsfristen 
sind im Bürgerli-
chen Gesetzbuch 
geregelt. Zum 
Bei spiel in den 
Paragrafen 194 bis 
199, 438, 556, 651. 

Damit der E
Papierkram Ihnen 

nicht über den Kopf 
wächst, müssen 
Sie regelmäßig 

aussortieren – aber 
mit Bedacht
012
Auch wenn es für alle anderen pri-
vaten Unterlagen keine gesetzlichen 
Aufbewahrungsfristen gibt, empfiehlt
es sich, manches im eigenen Interes-
se als wichtiges Beweismittel so lan-
ge aufzubewahren, wie die Gefahr 
besteht, dass Ansprüche aus Kauf, 
Verkauf oder einem Rechtsverhältnis 
geltend gemacht werden können. 

Garantiefristen 
berücksichtigen

Dazu zählen besonders Garantie- 
und Gewährleistungsansprüche auf 
Waren oder Dienstleistungen. „Als 
Orientierung, wie lange man Bele-
ge aufbewahren sollte, zieht man 
am besten gesetzliche Normen und 
Verjährungsregeln heran“, sagt Dr. 
Lischke von der Berliner Verbrau-
cherzentrale. 
Der Anspruch von Verbrauchern auf 
Gewährleistung endet zwei  Jahre 
nach Kauf oder Bezahlung – es sei 
denn, der Hersteller oder  Verkäufer 
hat eine längere Frist gewährt. Bei 
gebrauchten Waren darf die Gewähr-
leistungsfrist vertraglich auf ein Jahr 
reduziert werden. 
Bei wertvollen Gegenständen, die 
von der Hausratversicherung um-
fasst werden, sollten die Rechnun-
gen aufbewahrt werden, solange der 
Gegenstand existiert. So kann man 
zum Beispiel nach einem Einbruch-
diebstahl den Wert des beschädig-
ten oder gestohlenen Gegenstandes 
bei der Hausratversicherung belegen.
Weil Handwerker bei  Bauleistungen 
bis zu fünf Jahre lang für Mängel ge-
radestehen müssen, sollten Hand-
werkerrechnungen auch  mindestens 
so lange aufbewahrt werden. Konto -
auszüge sollten drei Jahre lang auf -
bewahrt werden, um bei  Alltags ge-
schäften später leichter den Beweis 
über Zah lungsgrund,  Betragshöhe, 
Zahlungs zeitpunkt führen zu können. 
Belege für Geldanlagen und Kredit-
geschäfte sollte man noch länger 
aufbewahren. Falls sich nämlich her-
ausstellt, dass die Bank unberechtigt 
Gebühren abgebucht hat und diese 
zurückverlangt werden können, gel-
ten bis zu 30 Jahre Gewährleistung.  
Steuerbescheide sowie steuerrelevan-
te Belege sollten zehn Jahre lang auf-
bewahrt werden. Denn für diesen 
Zeitraum kann das Finanzamt noch 
Unterlagen fordern. 
Gehaltsabrechnungen – auch für so-
zialabgabepflichtige Jobs vor der 
Aus bildung –, Studienbescheinigun-
gen, Arbeitsverträge, Rentenversi-
cherungsnachweise und so weiter 
archiviert man bis zur Rente.  
Mietverträge und Übergabeproto-
kolle sollten nach Beendigung des 
Mietverhältnisses drei Jahre lang 
– bis Ablauf der Verjährungsfrist – 
verwahrt werden. Nebenkostenab-
rechnungen können, wenn sie be-
zahlt wurden, in den Reißwolf. Wer 
allerdings einzelne Posten über Jah-
re vergleichen will, legt sie in einem 
Ordner ab. 
Und was überhaupt nie im Reißwolf 
landen sollte, sind Geburtsurkunden, 
Familienstammbuch, Taufschein, Hei-
rats-, Scheidungs- und Sterbeurkun-
den von Familienangehörigen sowie 
Vollmachten. Von diesen Papieren 
fertigt man am besten auch noch 
Kopien. Kommt es zu einem Verlust, 
kann das viel Ärger ersparen. 
Ingrid Laue
23

http://www.bundesfinanzministerium.de/


24

Hintergrund

Fo
to

: S
ab

in
e 

M
ün

ch

In der Berliner 
Innenstadt werden 

Ateliers zunehmend 
in teure Wohnun-
gen umgewandelt
Atelierförderung

Berlin verprellt seine Künstler
Künstler tragen maßgeblich zum image und zur Attraktivität Berlins bei. 
Angesichts steigender Mieten verliert die Stadt diese Besonderheit – und 
der Senat schaut gleichgültig zu. Auch wenn sich der regierende Bürger-
meister Klaus Wowereit für das Stadtmarketing und zu Wahlkampfzwe-
cken gern mit Künstlern schmückt – der exodus der Kunstschaffenden ist 
in vollem gange. nur noch wenige gut verdienende Künstler können sich 
ein Atelier in der innenstadt leisten.
Als das Gebäude Greifswalder Stra-
ße 212 noch der städtischen Treu-
handliegenschaftsgesellschaft (TLG) 
gehörte, gab es hier 45 Ateliers – 
nach dem Verkauf sind alle weg. 
Nach dem das Haus Lindower Straße 
18 in Wedding durch den Liegen-
schaftsfonds privatisiert wurde, ver-
s chwanden auch dort die 20 Ate-
liers. Das Wohnungsunternehmen 
Gewobag verwandelte das Atelier-
haus Klausenerplatz 19 in Wohn-
lofts. Und auch die 16 Ateliers am 
Charlottenburger Ufer 17/18 sollen 
Lofts werden. In der Landsberger 
Allee 54 müssen demnächst rund 70 
Ateliers und Projekt räume luxuriö-
sen Appartements wei  chen. Von der 
Schließung des Künst lerhauses „Ta-
cheles“ sind auch die rund 40 Ate -
liers betroffen. Und 50 Ateliers in 
der Rosenthaler Straße 71 in Mitte 
werden demnächst zwecks Gewinn-
maximierung in Hotelzimmer um-
funktioniert. 
Florian Schöttle, vom Senat finan-
zierter Atelierbeauftragter und in 
dieser Funktion Leiter des seit 15 
Jahren bestehenden  „Atelierbüros“, 
verweist auf über 700 Atelierverluste 
seit 2004. „Der gesamte Innenstadt-
bereich ist bereits heute praktisch 
kein Arbeitsort mehr für Künstlerin-
nen und Künstler“, so Schött le. Po-
tenzial sieht er lediglich noch in 
Weißensee und anderen Randbe-
zirken.
Über 5000 Künstler suchen zurzeit 
in Berlin Atelierräume. Mit mindes-
tens 12 Euro pro Quadratmeter warm 
liegen die Gewerbemieten in der In-
 nenstadt jedoch beim Doppelten 
des sen, was die meisten Künstler be -
 zahlen können. Laut einer  Umfrage 
können 25 Prozent der Künstler ma -
ximal 150 Euro im Monat für die Ate-
liermiete aufbringen, für 60 Pro zent 
sind 300 Euro die absolute Schmerz-
grenze. 
Über 70 Prozent der ateliersuchen-
den Künstler wohnen (noch) in der 
Innenstadt. Viele arbeiten in ihrer 
Wohnung. Wer ein Atelier in den 
Außenbezirken findet, muss einen 
langen Arbeitsweg in Kauf nehmen. 
Künst ler sind auf einen engen per-
sönlichen Kontakt zu Museen, Ga-
lerien und Agenturen angewiesen, 
die ihren Sitz traditionell in der In-
nenstadt haben. Und schließlich 
ist die soziale und kulturelle Viel-
falt auch für die Attraktivität des 
Stadtzen trums wichtig. „Doch vom 
damit verbundenen Profit und Image-
Ge winn für die Stadt fließt wenig 
zu den Akteuren zurück – im Ge-
genteil: Die realen Arbeits- und Le-
bensbedingungen Berliner Künstler 
verschlechtern sich zusehends durch 
steigende Mieten und den  Verlust 
selbstorganisierter Freiräume“, 
schrie ben im letzten Jahr 200 Berli-
ner Künstler in einem Offenen Brief 
an Klaus Wowereit. Eine Antwort 
haben sie nicht bekommen.
Interessierte Künstler mit begrenz-
ten Einkommen können sich beim 
Atelierbüro auf  mietpreisgebunde ne 
Atelierwohnungen oder auf mietbe-
günstigte Ateliers bewerben. Eine 
Fachjury wählt die Bewerber aus. 

die kulturelle Vielfalt 
muss bleiben

2011 standen dem Atelierbüro 1,1 
Millionen Euro zur Verfügung. In 
diesem Jahr sind es 150 000 Euro 
mehr. Aber selbst wenn dieser Betrag 
2013 noch einmal, wie geplant, kräf-
tig aufgestockt wird, reicht er nicht 
aus, um auch nur die dringendsten 
Probleme zu lösen. Das Atelierbüro 
verfügt zurzeit über Belegrechte für 
rund 800 Ateliers, die aber allesamt 
vermietet sind. Jährlich gehen fast 
900 neue Ateliergesuche ein.
2011 hat das Atelierbüro nur 21 öf-
fentlich geförderte Ateliers ausschrei-
ben und neu vergeben können – we-
sentlich weniger als in den Jahren zu-
vor. Schöttle: „Auch unter Förderbe-
dingungen ist es zunehmend schwe-
rer geworden, geeignete und preis-
werte Standorte vom freien Markt 
anzumieten – Berlin muss umgehend 
seine verfügbaren räumlichen Poten-
ziale zugänglich machen!“  Es  gehe 
letztlich um die kulturelle Vielfalt, 
auf die Berlin bisher immer stolz war.
Rainer Bratfisch
L Kulturwerk des 
BBK Berlin GmbH 
– Atelierbüro –, 
Köthener Straße 44, 
10963 Berlin, 
S 23 08 99 21
www.bbk-kultur
werk.de oder 
www.kultur.
berlin.de

L Initiative Künst-
ler Innen gegen 
Verdrängung, 
c/o Rolf Kuhl, 
Körtestraße 35, 
10967 Berlin, 
S 0174 993 98 63 
oder 86 39 11 39, 
E-Mail: kuhl.schue
mer@gmail-com
Sexy, aber ausgebucht
„Die Attraktivität Berlins für Künstlerinnen und Künst-
ler ist subjektiv ungebrochen: Über 30 Prozent der kon-
kreten Bewerbungen auf ein gefördertes Atelier  kamen 
von neu zugezogenen Künstlerinnen und Künstlern. 
Fast 900 Neuanmeldungen gab es beim  Atelierbüro 
2011: 40 Prozent gaben an, bisher keine Arbeitsmög-
lichkeit zu besitzen und suchen zum ersten Mal  einen 
Arbeitsort in Berlin. Die Zahl der Ateliergesuche ist 2011 
dabei in einem Jahr um 22 Prozent gestiegen!“
Aus einer Marktanalyse des Atelierbüros
MieterMagazin 9/2012
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1. Miethöhe bei neuen Mietvertragsabschlüssen
1.1. Der Abschluss des neuen Mietvertrages

Neue Wohnung:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____  
m		Vorderhaus   m	Seitenflügel   m	Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______   

a) Der Mietvertrag für die derzeit von mir bewohnte Wohnung 
wurde abgeschlossen vor
m	 einem Monat bzw. weniger als einem Monat
m	 mehr als 1 bis zu unter 3 Monaten
m	 3 Monaten bis zu unter 6 Monaten
m	 6 Monaten bis zu unter 12 Monaten
m	 12 Monaten bis zu unter 24 Monaten
m	 mehr als 24 Monaten

b) Der Umzug bzw. der neue Mietvertragsabschluss erfolgte, weil
m	 ich in die Stadt neu zugezogen bin
m	 meine bisherige Wohnung zu klein für meinen Haushalt war
m	 meine bisherige Wohnung zu groß für meinen Haushalt war
m	 familiäre bzw. persönliche Gründe (zum Beispiel: Trennung) 
 es erforderlich machten
m	 das Wohnumfeld mir nicht mehr gefallen hat
m	 mein Arbeitsplatz sich veränderte
m	 die Miethöhe meiner bisherigen Wohnung 
 nicht mehr akzeptabel war

c) Ich habe meine neue Wohnung gefunden
m	 im gleichen Quartier
m	 im gleichen Bezirk
m	 im Nachbarbezirk
m	 in einer ganz anderen Gegend der Stadt

d) Um ein Bild über den Energieverbrauch des Hauses 
und damit die möglichen Heizkosten zu gewinnen 
– hat mi r vor M ietvertragsabschluss der Vermieter den Energieausweis          
			m		gezeigt     m		nicht gezeigt

– habe ich einen Blick in den Energieausweis        
			m		eingefordert     m		nicht eingefordert

IMMOWATCH
Mieter beobachten 
den Wohnungsmarkt – 
eine Aktion des 
Berliner Mietervereins

Sehr geehrtes Mitglied des Berliner Mietervereins, liebe Mieter! 

Die Situation der Mieter am Berliner Wohnungsmarkt hat sich deutlich 
verschlechtert. In der Mehrzahl der Berliner Bezirke, vor allem aber in 
den Innenstadtgebieten, übersteigt die Zahl der Nachfrager das Angebot 
an Wohnungen deutlich. Das hat zu einem erheblichen Anstieg der Wie-
der vermietungsmieten und zu steigenden Wohnkostenbelastungen ge-
führt. Die Konkurrenz der Mie ter untereinander steigt, die Zahl der Woh-
nungswechsler sinkt. Der Mie ten anstieg ist zum Teil auch auf moderni-
sierungsbedingte Wohnkosten stei gerungen zurückzuführen. Wegen der 
im Durchschnitt niedrigen Einkommen in Berlin können Mietstei gerun gen 
nur begrenzt auf gefangen werden.

Noch vor etwa einem Jahr war das Echo auf die Problemschilderung des 
Berliner Mietervereins beim Senat: Wir haben hohen Leerstand, wir ha-
Fragebogen ausfüllen und bitte einsenden an den
Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin
1.2 Die Miethöhe

a) Der Mietpreis für meine bisherige Wohnung beträgt ohne Betriebs- 
und Heizkosten im Monat: |_________  Euro
Der Mietpreis für meine neue Wohnung beträgt ohne Betriebs- 
und Heizkosten im Monat: |_________  Euro

b) Die Wohnfläche der bisherigen Wohnung: |_________  qm
Die Wohnfläche der neuen Wohnung: |_________  qm

c) Anzahl der Personen in der vorherigen Wohnung: |_____  
Anzahl der Personen in der neuen Wohnung: |_____

d) Die Mietbelastung (Anteil der monatlichen Bruttokaltmiete – Miete 
zzgl. Betriebskosten ohne Heizung/Warmwasser – am monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen) hat sich nach dem Umzug 
m	 erhöht    m	ist gleich geblieben    m	hat sich verringert

e) Die ortsübliche Vergleichsmiete für meine Wohnung ist mir 
m	 bekannt     m		unbekannt
Berechnung unter www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mietspiegel/

f) Falls die ortsübliche Vergleichsmiete bekannt: 
der Mietpreis meines neuen Mietvertragsabschlusses liegt 
m	 unter der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 in etwa auf der Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 um bis zu 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 mehr als 10 und unter 20 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 mehr als 20 und unter 50 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete
m	 mehr als 50 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete

2. Wohnen statt Leerstand, Feriennutzung oder Abriss

2.1. Folgende Wohnung(en) stehen trotz Wohnungsknappheit leer:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____  
m		Vorderhaus   m	Seitenflügel   m	Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______   

Wohnungsleerstand seit mehr als   m	3    m	6 Monaten
m	 ohne erkennbaren Grund
m	 wegen Modernisierung/Instandsetzung
m	 wegen beabsichtigtem Verkauf von Wohnung oder Haus
m	 wegen schlechtem Zustand/Umfeld  oder ungeklärten 
Eigentumsverhältnissen 

ben Marktentspannung, wir haben allenfalls leichte Probleme auf Teil-
märkten. Dieses Echo hatte Folgen. Es hat die Anwendung von Schutz-
instrumenten verhindert und Neubauinvestitionen unnötig erscheinen 
lassen. Die Folgen sind jetzt am Wohnungsmarkt spürbar. Wir müssen 
den politisch Verantwortlichen verdeutlichen, welche Konsequenzen ihr 
Nichtstun hat. Deshalb wollen wir Erfahrungen auf dem Wohnungs markt 
sammeln – dafür benötigen wir Ihre Hilfe zu folgenden Themen:
1. Miethöhe bei neuen Mietvertragsabschlüssen
2. Wohnen statt Leerstand, Feriennutzung oder Abriss
3. Modernisierungskosten
4. Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen
Bitte beteiligen Sie sich an der Wohnungsmarktbeobachtung. 
Übersenden Sie uns den Fragebogen, auch wenn Sie nur zu einem 
Pro blemfeld des Wohnungsmarktes etwas zu berichten haben.
Bitte blättern. Weitere Fragen
auf der nächsten Seite.



Fortsetzung des Fragebogens von der vorherigen Seite
2.2. Folgende Wohnung(en) werden trotz Wohnungsknappheit 
zweckfremd genutzt:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____

m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______ 		

Nutzung als 
m	 Ferienwohnung(en)
m	 Nutzung als Gewerbe (Arztpraxis, Anwaltskanzlei, etc.)
seit mehr als   m 6    m 12    m 24    m 60 Monaten

2.3. Folgende Wohnung(en) werden/wurden 
trotz Wohnungsknappheit abgerissen:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____

m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des abgerissenen Hauses: |_____ 		
Gesamtzahl der Wohnungen des Neubaus: |_____		

Der abgerissene Wohnraum war zum Wohnen     
m 	geeignet    m nicht mehr geeignet
m 	Der abgerissene Wohnraum war meiner Kenntnis nach preisgünstig.

Für den abgerissenen Wohnraum wurde/n errichtet
m 	Wohnungsneubau
m 	Gewerbebau
m 	öffentliche Infrastrukturbauten, z.B. Schulen/Straßen

Das Mietniveau der Neubauten liegt meiner Kenntnis nach zwischen
m 	5 bis unter 7   m  7 bis unter 9   m  9 bis unter 11   m  über 11    
Euro pro qm Nettokaltmiete im Monat

3. Modernisierungskosten

3.1. Folgende Wohnung(en) werden/wurden modernisiert:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____

m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  

Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______ 		
vor Modernisierung: |______ 		
nach Modernisierung: |______ 		

3.2. Die Modernisierung beinhaltet/e folgende Maßnahmen:
m 	Kleinteilige Maßnahmen zur Wohnwertverbesserung
m 	Umfangreiche Maßnahmen zur Wohnwertverbesserung wie
	 m  Balkonanbau
	 m  Aufzuganbau
	 m  Grundrissänderung
	 m  Badeinbau
m 	Kleinteilige Maßnahmen zur Energieeinsparung
m 	Umfangreiche Maßnahmen zur Energieeinsparung wie
	 m  Heizungseinbau/-änderung
	 m  Dämmung der Fassaden
	 m  Dämmung von Kellerdecke, Dach oder oberster Geschossdecke
	 m  Austausch mit energiesparenden Isolierglasfenstern
	 m  Einbau solarthermischer Anlagen bzw. Umstellung 
		   auf sonstige regenerative Energien

3.3. Die Modernisierungskosten

a) Die Mieterhöhung nach der Modernisierung soll/hat für meine 
Wohnung betragen in Euro pro qm Wohnfläche 
m	 0 bis unter 0,50   m  0,50 bis unter 1,00   
m  1,00 bis unter 1,50  m  1,50 bis unter 2,00   
m  2,00 bis unter 3,00   m  3,00 bis unter 4,00
m  über 4,00 
Fragebogen ausfüllen und bitte einsenden an den
Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin
  

  

  

b) Durch die Mieterhöhung wird/hat sich meine Mietbelastung (Anteil 
der monatlichen Bruttokaltmiete – Miete zzgl. Betriebskosten ohne 
Heizung/Warmwasser – am monatlichen Haushaltsnettoeinkommen) 
erhöhen/erhöht auf
m	 unter 20 %   m 20 bis unter 30 %   m 30 bis unter 40 %  
m	 40 bis unter 50 %   m über 50 %

3.4. Abzug von Instandhaltungsaufwendungen 
und öffentlicher Fördermittel – Härtegründe

a) Der Vermieter hat bei den auf die Miete abwälzbaren
Investitionskosten theoretische Aufwendungen abgezogen für 
m	 (unterlassene) Instandsetzung      
m	 öffentliche Fördermittel          

b) Härtegründe aus   m  sozialen Gründen   m  finanziellen Gründen         
habe ich gegen die Duldung der Modernisierung 
m	 nicht vorgetragen, weil ich davon nicht wusste
m	 nicht vorgetragen, da keine Gründe vorliegen bzw. vorlagen 
m	 vorgetragen mit Erfolg             
m	 vorgetragen ohne Erfolg

4. Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen

Als Mieter bewohnte Eigentumswohnung:

PLZ: |______    Straße: |________________________    Hausnummer: |_____  
m 	Vorderhaus   m Seitenflügel   m Hinterhaus
Stockwerk: |______  
Gesamtzahl der Wohnungen des Hauses: |______ 		

4.1. Mietsicherheit in einer Eigentumswohnung:

a) Die von mir als Mieter bewohnte Wohnung ist eine 
Eigentumswohnung seit
m	 weniger als 6 Monaten
m	 zwischen 6 und 12 Monaten
m	 zwischen 12 und 24 Monaten
m	 mehr als 24 Monaten
m	 ist mir nicht bekannt

b) Die Wohnung wurde während meines Mietverhältnisses umgewan-
delt. Es ist mir bekannt, dass für die Wohnung in diesem Bezirk 
m	 kein   m ein   erweiterter Kündigungsschutz von bis zu 7 Jahren vor 
Eigenbedarf und Hinderung angemessener wirtschaftlicher Verwertung 
besteht.

c) Ich bin in die bereits umgewandelte Wohnung als Mieter eingezogen, 
weil 
m	 ich keine andere Wohnung gefunden habe
m	 das Risiko einer Eigenbedarfskündigung nicht besteht
m	 ich von dem Risiko einer Eigenbedarfskündigung nichts wusste
m	 mich das Risiko einer Eigenbedarfskündigung 
	 nicht von der Anmietung abschrecken konnte

4.2. Die Miethöhe

a) Die letzte Mieterhöhung (ohne Betriebskostensteigerung) 
seit meinem Einzug erfolgte
m	 vor weniger als 6 Monaten
m	 zwischen 6 und 12 Monaten 
m	 zwischen 12 und 24 Monaten 
m	 vor mehr als 24 Monaten

b) Bei Mietverhältnissen von mehr als 5 Jahren: 
Es erfolgten bislang nach Abschluss meines Mietvertrages
m	 weniger als zwei   m mehr als zwei Mieterhöhungen 
(ohne Betriebskostensteigerungen)

c) Bei Mietverhältnissen von mehr als 8 Jahren: 
Es erfolgten bislang nach Abschluss meines Mietvertrages 
m	 weniger als zwei   m drei bis vier   m mehr als vier Mieterhöhungen 
(ohne Betriebskostensteigerungen)
 Bitte blättern. Beginn des Fragebogens
auf der vorherigen Seite.
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner­
mieterver ein.de/recht/. Diese Beiträge 
sind gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such­
funktion einen bequemen Zugriff auf die 
seit Januar 2001 veröffentlichten Ent­
scheidungen und Aufsätze.
Untervermietung
Aus § 553 BGB ergibt sich kein Anspruch auf Ertei­
lung einer generellen, nicht personenbezogenen Un­
termieterlaubnis.
BGH vom 21.2.2012 – VIII ZR 290/11 –

  Langfassung im Internet

Aus § 553 BGB ergibt sich für Wohnraummieter nur 
ein Anspruch auf Erteilung einer Untervermietungs­
erlaubnis für einen namentlich bezeichneten Dritten. 
Auch eine „kategorische“ Erlaubnisverweigerung des 
Vermieters hat nicht zur Folge, dass dem Mieter nun­
mehr mit Rücksicht auf Treu und Glauben (§ 242 BGB) 
ein Anspruch auf Erteilung einer Untervermietungser­
laubnis „unter dem Vorbehalt der Person des Unter­
mieters“ zusteht. 

Mieterhöhung
Zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete 
durch den Tatrichter. 
BGH vom 29.2.2012 – VIII ZR 346/10 – 

  Langfassung im Internet

Die Entscheidung hat in Berlin nur Bedeutung für die 
relativ seltenen Fälle, wo der Mietspiegel – beispiels­
weise wegen Einschlägigkeit eines Leerfeldes – keine 
Anwendung findet und im Prozess ein Sachverstän­
digengutachten zur Ermittlung der ortsüblichen Ver­
gleichsmiete eingeholt werden muss.
Der Bundesgerichtshof versucht in dieser Entschei­
dung vier frühere Entscheidungen nochmals zu „er­
klären“ und zu systematisieren (BGH vom 20.4.2005 
– VIII ZR 110/04 –; BGH vom 6.7.2005 – VIII ZR 322/ 
04 –; BGH vom 21.10.2009 – VIII ZR 30/09 – und 
BGH vom 4.5.2011 – VIII ZR 227/10 –). Er kommt zu 
folgenden Aussagen:
Bei der ortsüblichen Vergleichsmiete handelt es sich 
nicht um einen punktgenauen Wert, sondern sie be­
wegt sich innerhalb einer gewissen Spanne.
Das Gericht hat im Prozess eine konkrete Ermittlung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete im Sinne einer Ein­
zelvergleichsmiete vorzunehmen.
Die Einzelvergleichsmiete kann ein Punktwert  inner ­
halb der Spanne der ortsüblichen Vergleichsmiete sein, 
sie kann sich aber auch innerhalb einer gewissen 
Bandbreite bewegen, die ihrerseits innerhalb der um­
fassenderen, etwa durch einen Mietspiegel abgebil­
deten Spanne der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt.
Stellt sich die Einzelvergleichsmiete nicht als Punkt, 
sondern als Bandbreite dar, kann der Vermieter die 
Miete bis zum oberen Wert der Bandbreite anheben.
Das volle Spektrum der berücksichtigungsfähigen 
Vergleichsmieten darf nicht mit der ortsüblichen Ver­
gleichsmiete gleichgesetzt werden. Vielmehr sind hier­
aus die „üblichen Entgelte“ (§ 558 Absatz 2 Satz 1 
BGB) zu ermitteln.
Die üblichen Entgelte werden ermittelt, indem die so ­
genannten „Ausreißermieten“ ausgesondert  werden. 
Die Eliminierung extrem abweichender Mieten, die 
unter § 5 Wirtschaftsstrafgesetz (WiStG) fallen, reicht 
aber nicht aus, um die Spanne der ortsüblichen Ver­
gleichsmiete und – in deren Rahmen – die Einzelver­
gleichsmiete zu bestimmen. Nicht jede Miete, die 
nicht gegen § 5 WiStG verstößt, ist als übliches Ent­
gelt im Sinne des § 558 Absatz 2 Satz 1 BGB zu be­
zeichnen.

Modernisierungszuschlag
Der Modernisierungszuschlag kann schon dann ver­
langt werden, wenn der Vermieter aufgrund der vor­
liegenden Rechnungen die tatsächliche Höhe der 
Modernisierungskosten kennt und die Arbeiten ab­
geschlossen sind.
BGH vom 20.3.2012 – VIII ZR 294/11 –

  Langfassung im Internet

Anders als beispielsweise das AG Schöneberg im Ur­
teil vom 5.8.2010 (– 106 C 302/09 –, MM 7+8/11, 
30) lässt der BGH als Nachweis der entstandenen 
Modernisierungskosten die Vorlage der Rechnungen 
ausreichen. Der gegenteiligen Meinung, dass die Kos­
ten dem Vermieter erst im Zeitpunkt des Mittelab­
flusses (Zahlung) entstünden, erteilt der BGH ohne 
überzeugende Begründung eine Absage. 

Mieterhöhung
Wenn der Vermieter in seinem Erhöhungsverlangen 
– über die in § 558 a Abs. 2 Nr. 4 BGB geforderten 
drei Vergleichswohnungen hinaus – weitere Woh­
nungen benennt, die nicht die Voraussetzungen des 
§ 558 a Abs. 2 Nr. 4 BGB erfüllen, so ist das Erhö­
hungsverlangen weder insgesamt noch teilweise 
unwirksam. Ob der Umstand, dass die Miete einer 
der benannten Wohnungen unterhalb der verlangten 
Miete liegt, an der Ortsüblichkeit der verlangten 
Miete zweifeln lässt, ist eine Frage der materiellen 
27
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Begründetheit, nicht der Wirksamkeit des Erhöhungs­
verlangens. 
BGH vom 28.3.2012 – VIII ZR 79/11 –

  Langfassung im Internet

Mit Schreiben vom 18.11.2008 forderte der  Vermieter 
den Mieter auf, einer Erhöhung der Miete ab dem 1.3. 
2009 auf 507,73 Euro zuzustimmen. Zur Begründung 
benannte er sieben vergleichbare Wohnungen. Die Mie­
ten von sechs der genannten Wohnungen lagen ober­
halb der verlangten neuen Miete, die Miete einer Woh­
nung betrug 490 Euro.
Der BGH erachtete diese Mieterhöhung als formal wirk­
sam begründet. Der Vermieter muss lediglich drei Ver­
gleichswohnungen mit Mieten benennen, die der be­
gehrten Mieterhöhung entsprechen. Benenne er dane­
ben mehrere Wohnungen, deren Mieten darunter lie­
gen, sei das für die formelle Begründetheit unschädlich.

Kaution nach Vermieterwechsel
Auf den Ersteher eines vermieteten Grundstücks geht 
die Verpflichtung zur Rückzahlung der Mietsicherheit an 
28

Instanzen-Rechtsprechung
den Mieter kraft Gesetzes auch dann über, wenn der 
insolvent gewordene Voreigentümer die vom Mieter 
erhaltene Mietsicherheit nicht getrennt von seinem 
sonstigen Vermögen angelegt hatte. 
BGH vom 7.3.2012 – XII ZR 13/10 –

  Langfassung im Internet

Durch dieses Urteil erfährt die allgemeine Ansicht in der 
Mietrechtsliteratur endlich Bestätigung durch den Bun­
desgerichtshof: Der Erwerber beziehungsweise  Erste­
her der Mietwohnung trägt nach § 566 a BGB das In­
solvenzrisiko des früheren Vermieters.
Die mieterschützende Vorschrift des § 566 a BGB ent­
halte – so der BGH – die nach früherem Recht (§ 572 
BGB a.F.) gegebene Tatbestandsvoraussetzung, dass die 
Sicherheit dem Erwerber ausgehändigt wird oder dieser 
dem früheren Vermieter gegenüber die Verpflichtung 
zur Rückgewähr übernimmt, nicht mehr. Durch die ge­
änderte Vorschrift werde der Erwerber dem Mieter ge­
genüber zur Rückzahlung der Sicherheit ohne Rücksicht 
darauf verpflichtet, ob er die Mietsicherheit vom frühe­
ren Vermieter ausgehändigt bekommen hat oder noch 
erhalten kann.
Berliner Mietspiegel (1)
Anwohner des Kollwitzplatzes kön­
nen im Rahmen einer Mieterhö­
hung nach dem Berliner Mietspie­
gel die Lärmbelästigungen durch 
einen Wochenmarkt und durch 
zahlreiche Gaststätten nicht als 
wohnwertmindernd geltend ma­
chen.
LG Berlin vom 21.2.2012 
– 63 S 276/11 –

  Langfassung im Internet

Nach Auffassung des Landgerichts 
seien die Geräuschbelästigungen 
durch Wochenmarkt und Gaststät­
ten nicht wohnwertmindernd zu 
berücksichtigen. Es handele sich 
hierbei um ein ortsübliches Erschei­
nungsbild einer innerstädtischen 
Wohnlage, die gerade eine Ge­
gend wie den Kollwitzplatz und 
dessen Umgebung präge und ihr 
den besonderen Reiz verleihe. Die 
von der Mieterin vorgebrachten 
Beanstandungen beruhten nicht 
unmittelbar auf den gewerblichen 
Einrichtungen, sondern seien mit­
telbare Begleiterscheinungen des 
Lebens in einer Metropole, in der 
Autos fahren und parken, Leute ein­
kaufen und sich Fußgänger auch in 
größeren Gruppen aufhalten und 
bewegen.

Übergabetermin
Der Umstand, dass der erste Tag ei­
nes Monats ein Sonntag ist, spricht 
nicht gegen die Verpflichtung des 
Vermieters, die Wohnung auch am 
Sonntag zu übergeben, wenn er die 
Wohnung ab diesem Tage vermietet 
hat. § 193 BGB ist auf diesen Sach­
verhalt nicht anzuwenden.
LG Berlin vom 16.3.2012 
– 65 S 219/10 – 

  Langfassung im Internet

Die Mietvertragsparteien stritten un­
ter anderem darüber, ob schon die 
Nichtgewährung des vertragsgemä­
ßen Gebrauchs am 1. November 
2009 die Mieter zur außerordentli­
chen fristlosen Kündigung aus wich­
tigem Grund berechtigt habe.
Dafür spreche – so das Landgericht –, 
dass die Wohnungsgenossenschaft 
den Mietern die Wohnung ab dem 
1. November 2009 vermietet  habe 
(„überlässt dem Mitglied vom 1. No­
 vember 2009 ab zu Wohnzwecken“), 
die Wohnung jedoch erst am 2. No­
vember 2009 zur Nutzung überlas­
sen wollte. Anders als die Genossen­
schaft meine, spreche der  Umstand, 
dass der 1. November 2009 ein Sonn ­
tag war, nicht gegen eine Verpflich­
tung des Vermieters, die Wohnung 
auch an diesem Tage zu  übergeben. 
Denn Wohnungsmietverträge ende­
ten in der Regel zum  Monatsablauf 
(vergleiche insbesondere die Rege­
lungen in § 573 c BGB zur ordent­
lichen Kündigung von Mietverhält­
nissen), so dass ein Mieter oftmals 
darauf angewiesen sein werde, 
dass seine neue Wohnung am Mo­
natsersten zur Verfügung stehe. 
Insofern mag einem gewerblichen 
Vermieter eine  Wohnungsübergabe 
an einem Werktag zwar lieber sein, 
dass die Interessenlage des Mieters 
(der werktags gegebenenfalls selbst 
arbeiten muss) sich hiermit  decken 
würde, könne jedoch nicht  ohne 
Weiteres angenommen werden. 
Deshalb könne – wenn die Miet­
vertragsparteien wie hier den Mo­
natsersten als Nutzungsbeginn be­
stimmt haben – die Auslegungsregel 
des §  193 BGB (nach der eine an 
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einem Sonntag zu bewirkende Leis­
tung erst am nächsten Werktag zu 
bewirken sei) nicht ohne Weiteres 
angewandt werden. Denn sie sei 
rechtsgeschäftlich abdingbar und im 
Zweifel durch den auf einen Sonntag 
festgelegten Mietvertragsbeginn ab­
bedungen.

Berliner Mietspiegel (2)
Zur Vermutungswirkung des quali­
fizierten Berliner Mietspiegels 2011 
im Hinblick auf die zutreffende orts­
übliche Vergleichsmiete bei hoher 
beziehungsweise sehr hoher Ge­
schosslage (Leipziger Straße, 22. 
OG).
LG Berlin vom 11.5.2012 
– 63 S 487/11 –, mitgeteilt 
von RA Falko Kalisch

  Langfassung im Internet

Der Vermieter wollte sich nicht mit 
dem im Berliner Mietspiegel für die 
betreffende Wohnung aufgeführten 
maßgeblichen Mietwert  zufrieden 
geben und machte deshalb im Zu­
stimmungsprozess die Unanwend­
barkeit des Mietspiegels für die Woh­
 nung geltend. Denn die im 22. Ober­
geschoss eines Hauses in der Leipzi ­
ger Straße gelegene Wohnung un­
terfalle wegen ihrer Besonderheit 
nicht dem Berliner Mietspiegel. 
Dieser Argumentation wollte das 
Landgericht jedoch nicht folgen. Die 
Vermutungsgrundlage des qualifi­
zierten Berliner Mietspiegels 2011 
werde nicht erschüttert. Denn es 
seien keinerlei Anhaltspunkte dafür 
ersichtlich, dass Wohnungen in ho­
hen oder sehr hohen Geschosslagen 
vom Berliner Mietspiegel 2011 nicht 
erfasst würden, zumal –  abgesehen 
von Wohnungen im Souterrain und 
solchen im Dachgeschoss ohne Auf ­
zug, für die die Lage jeweils als ne­
ga tives Sondermerkmal zu berück­
sichtigen ist – die Geschosslage er­
sichtlich kein statistisch relevantes 
mietbildendes Merkmal darstelle, 
wie sich auch dem hierzu im Übri­
gen schweigenden Bericht über die 
Grundlagendaten für den empirischen 
Mietspiegel 2011 entnehmen lasse.
Allerdings könne der Vermieter be­
haupten, der Mietspiegel sei zwar 
teilweise qualifiziert, aber entweder 
012
gerade in dem Mietspiegelfeld, zu 
dem die Vertragswohnung gehöre, 
nicht, oder aber die Wohnung weise 
solche Besonderheiten auf, die vom 
Mietspiegel nicht erfasst würden, 
weshalb der Mietspiegel generell auf 
die Wohnung gar nicht  anwendbar 
sei. Auch ein solcher Einwand  greife 
vorliegend jedoch nicht durch. Aus 
dem aus Ziffer 3 des Berliner Miet  ­
spiegels 2011 ersichtlichen Geltungs ­
bereich und der aus Ziffer 6 folgen­
den Beschaffenheitsbeschreibung 
er gebe sich einerseits im Umkehr­
schluss, dass speziell für die im ehe­
maligen Ostteil Berlins liegenden 
Wohnungen die dortige Spalte 10 
gelte und dass das dortige Feld K 
über eine genügende Zahl von Miet­
werten verfüge, um der Qualifizie­
rung zu unterfallen.
Warum etwa dennoch die streitge­
genständliche Wohnung individuelle 
Merkmale aufweisen soll, die dazu 
führen könnten, die ortsübliche Ver­
gleichsmiete ließe sich nicht dem 
vorbezeichneten Feld K 10 entneh­
men, ergebe sich jedenfalls nicht aus 
der bloßen – zu unterstellenden – 
Tatsache, dass weitere Wohnungen 
im selben Haus zu höheren Mieten 
vermietet seien. Der Umstand allein, 
dass für gleichartige Wohnungen 
auch höhere Mieten erzielt werden 
können, belege nicht die jeweils orts­
übliche Vergleichsmiete. Denn  diese 
entspreche den tatsächlich und üb­
licherweise gezahlten Mieten für 
vergleichbare Wohnungen und sei 
eine marktorientierte Miete, keine 
Marktmiete.

Berliner Mietspiegel (3)
Nach § 558 a Abs. 3 BGB muss ein 
Mieterhöhungsverlangen, das nach 
§ 558 a Abs. 2 Nr. 4 BGB mit ver­
gleichbaren Wohnungen begrün­
det wird, auch die Angaben für die 
Wohnung aus einem qualifizierten 
Mietspiegel enthalten.
AG Lichtenberg vom 29.5.2012 
– 5 C 36/12 –, mitgeteilt 
von RA Bernd Schütze

Der Vermieter verlangte die Zustim­
mung zu einer Erhöhung der Netto­
kaltmiete um monatlich 33,05 Euro 
auf 507,93 Euro. In dem Schreiben 
wurden drei Wohnungen mit Ad­
resse und dem jeweiligen Quadrat­
meterpreis der Nettokaltmiete als 
Vergleichswohnungen benannt. Die 
Mieterin stimmte der  Mieterhöhung 
nicht zu. Sie war der Ansicht, dass 
das Mieterhöhungsverlangen formell 
unwirksam sei, da der notwendige 
Hinweis auf den Berliner Mietspiegel 
gemäß § 558 a Absatz 3 BGB fehle.
Zu Recht, wie das Amtsgericht urteil­
te. Nach § 558 a Abs. 3 BGB müsse 
ein Mieterhöhungsverlangen, das 
nach § 558 a Abs. 2 Nr. 4 BGB mit 
vergleichbaren Wohnungen begrün­
det werde, auch die Angaben für die 
Wohnung aus einem qualifizierten 
Mietspiegel enthalten, wenn ein sol­
cher vorliege. Der Berliner Mietspie­
gel sei ein qualifizierter Mietspiegel 
im Sinne des § 558 d Abs. 1 BGB. 
Der Mietspiegel enthalte auch An­
gaben für die streitgegenständliche 
Wohnung (hier: Mietspiegelfeld J 4). 
Die Vermieterin hätte daher für ein 
ordnungsgemäßes Mieterhöhungs­
verlangen der Mieterin die Werte 
des konkreten Mietspiegelfeldes für 
die Wohnung mitteilen müssen. Dies 
bedeute, dass die Spanne des Miet­
spiegelfeldes hätte mitgeteilt werden 
müssen, was nicht geschehen sei.

Berliner Mietspiegel (4)
Die Greifenhagener Straße in 10437 
Berlin liegt in einer bevorzugten 
 Citylage im Sinne des Berliner Miet­
spiegels 2011.
AG Mitte vom 2.5.2012 
– 15 C 362/11 –, mitgeteilt 
von RA Norbert Wilke

Bei einer so großen Stadt wie Berlin 
besteht die City nach Auffassung des 
Gerichts nicht nur aus den kleinen 
besonders touristisch geprägten Ge­
bieten, sondern auch aus den hierzu 
naheliegenden Wohnbereichen. Die 
besondere Bevorzugung der Lage 
sei aus dem Interesse am Zuzug zu 
bestimmen. Es gebe gerichtbekannt 
keinen Stadtteil, der zurzeit begehr­
ter sei als der Prenzlauer Berg, ins­
besondere die Gegend in fußläufiger 
Nähe zur Schönhauser Allee. Dort 
sei im Übrigen auch alles an Läden 
vorhanden, was Wohnen attraktiv 
mache. Es gebe Lebensmittelläden 
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aller Coleur (Bio­, Asiamarkt und so 
weiter), Cafés und Restaurants, Dro­
gerien, Reinigungen, Friseure, Wo­
chenmärkte und so weiter.

Berliner Mietspiegel (5)
Ein Balkon kann wegen starken 
Verkehrslärms „nicht nutzbar“ im 
Sinne des Berliner Mietspiegel 2011 
sein.
AG Tempelhof-Kreuzberg vom 
8.5.2012 – 24 C 208/11 –, mitge-
teilt von Dr. Sabine J. Kryszon

Die Mietvertragsparteien stritten 
im Rahmen einer Mieterhöhung auf 
Grundlage des Berliner Mietspiegels 
darum, ob der Balkon sich innerhalb 
der Merkmalsgruppe 3 (Wohnung) 
negativ auswirke, da er wegen des 
starken Straßenlärms nicht nutzbar 
sei. Das Gericht folgte der Argumen­
tation der Mieterin. 
Denn durch seine Lage im Vorder­
haus des ersten Obergeschosses, 
gerichtet zum Mariendorfer Damm, 
welcher ausweislich des Mietspiegels 
eine hohe Verkehrslärmbelastung 
ausweise, könne dieser zweckent­
sprechend, nämlich zum auch länge­
ren Aufenthalt von Menschen in der 
wärmeren Jahreszeit mit einem ge­
wissen Erholungswert, nicht genutzt 
werden. Die Lärmbelastung und 
Luftverschmutzung sei bei einem 
Balkon an dieser Straße im ersten 
Stock erheblich, da dort nicht nur 
zu Stoßzeiten, sondern auch an Wo­
chenenden und abends ein regelmä­
ßiger Verkehr fließe, der einen län­
geren Aufenthalt zu Erholungszwe­
cken als nahezu unmöglich erschei­
nen lasse. Der Zweck eines Balkons 
könne auch nicht darauf reduziert 
werden, dass dieser als zusätzlicher 
Lagerraum genutzt werden könne 
und dies auch bei extremer Lärm­
belastung möglich sei. Denn zum 
einen sei der Balkon als Lagerstätte 
nur sehr begrenzt tauglich, da die 
Lagergegenstände den Witterungs­
verhältnissen ausgesetzt seien, zum 
anderen solle ein Balkon gerade 
dem Stadtbewohner die Möglichkeit 
verschaffen, sich auch ohne Garten 
gelegentlich im Freien aufzuhalten, 
und gerade dies werde als besonders 
wünschenswert und den Wohnwert 
in der Regel erhöhend empfunden.
Das Gericht ging im Übrigen nicht 
davon aus, dass stets dann, wenn 
das Merkmal „Lage an einer Straße 
mit hoher Verkehrslärmbelastung“ 
vorliegt, auch ein gegebenenfalls 
vorhandener Balkon nicht nutzbar 
wäre, sondern vielmehr der jeweilige 
Einzelfall, und zwar die genaue Lage 
des Hauses an der Straße und vor 
allem die Geschosshöhe des Balkons, 
in Betracht zu ziehen ist. Da das 
Ge bäude vorliegend direkt an der 
Straße und nicht etwa nach hinten 
zurückversetzt stehe und die Woh­
nung im ersten Stock liege, komme 
dieses Negativmerkmal hier zur An­
wendung. Das Gericht folgte auch 
nicht der Auffassung der Vermiete­
rin, dass der Nachteil der hohen Ver­
kehrslärmbelastung bereits durch 
das entsprechende Negativmerkmal 
in Gruppe 5 (Wohnumfeld) erfasst 
werde und daher auch nicht doppelt 
in Ansatz gebracht werden dürfe. 
Denn da der Mieter bei Vorhanden­
sein eines Balkons für diesen auch 
anteilig Miete und Betriebskosten 
entrichte, stelle es auch einen wei­
teren Nachteil dar, wenn der Balkon 
dann tatsächlich nicht nutzbar sei.

Modernisierungs­
ankündigung
Nach § 554 Absatz 3 BGB muss der 
Vermieter unter anderem die zu er­
wartende Mieterhöhung in Text­
form mitteilen. Wenn es sich um 
mehrere Baumaßnahmen handelt, 
muss dies in der Weise geschehen, 
dass die Mieterhöhung für jede 
Maßnahme (also getrennt) ausge­
wiesen wird. 
AG Charlottenburg vom 15.6.2012 
– 232 C 70/12 –, mitgeteilt 
von RA Falko Kalisch

  Langfassung im Internet

Es ging in dem Prozess um die Ver­
pflichtung des Mieters zur Duldung 
mehrerer Modernisierungsmaßnah­
men. Das Gericht verneinte einen 
Duldungsanspruch des Vermieters, 
weil er die Modernisierungsankündi­
gung nicht in korrekter Form abge­
geben hätte.
Danach sei eine Duldungspflicht nur 
gegeben, wenn die Ankündigung 
der beabsichtigten Maßnahmen den 
Erfordernissen des § 554 Abs. 3 BGB 
entspreche. Nach dieser Vorschrift 
müsse der Vermieter unter anderem 
die zu erwartende Mieterhöhung in 
Textform mitteilen. Wenn es sich um 
mehrere Baumaßnahmen handele, 
müsse dies in der Weise geschehen, 
dass die Mieterhöhung für jede Maß­
nahme (also getrennt) ausgewiesen 
werde. Dies sei erforderlich, damit 
sich der Mieter entscheiden könne, 
ob er gegebenenfalls nur einen Teil 
dulden wolle.
Der BGH führe in seiner Entschei­
dung vom 28.9.2011 (– VIII ZR 
242/10 –) zwar aus, dass die Hand­
habung der Mitteilungsanforderun­
gen nicht über das zum Schutze des 
Mieters gebotene Maß hinausgehen 
dürfe. Er stelle aber auch klar, dass 
das Informationsbedürfnis des Mie­
ters dahin gehe zu wissen, wie sich 
die Maßnahmen auf die zu zahlende 
Miete auswirken, um ihm eine sach­
gerechte Beurteilung hinsichtlich sei­
ner Duldungspflicht zu ermöglichen. 
Das sei aber nur möglich, wenn ihm 
die zu erwartende Mieterhöhung, 
bezogen auf jede Modernisierungs­
maßnahme, mitgeteilt werde. Es ge­
be für den Mieter nämlich nicht nur 
die Möglichkeit, allen Maßnahmen 
zuzustimmen oder alle abzulehnen, 
sondern er könne auch teilweise zu­
stimmen. Um hier eine sachgerechte 
Entscheidung zu treffen, müsse er 
aber wissen, welche  Mietbelastung 
mit welcher Maßnahme für ihn ver­
bunden sei. Im vorliegenden Fall 
handele es sich auch um Maßnah­
men, die zwar ein gemeinsames 
Ziel, nämlich die Energieeinsparung 
anstrebten, die aber ansonsten sehr 
unterschiedlich und konkret zu tren­
nen seien. Entsprechend mache die 
Vermieterin auch völlig unterschied­
liche Angaben zu der erwarteten 
Dämmwirkung. 
Schließlich sei darauf hinzuweisen, 
dass dem Vermieter die Handhabung 
der Mitteilungspflicht durch eine 
solche Aufteilung in keiner Weise 
erschwert werde, weil, wenn er den 
Gesamtbetrag einer zu erwartenden 
Mieterhöhung kenne, er naturge­
mäß auch die anteiligen Kosten ken­
ne, aus denen sich dieser Gesamtbe­
trag zusammensetze.
MieterMagazin 9/2012
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Service

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungs-
zentrum
Südstern 

in der Hasen-
heide 63

Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral 
gelegenen Beratungszentren des Berliner Mietervereins. 
Zur Beratung bitte immer auch den Mitgliedsausweis 
und den Mietvertrag mitbringen.

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Jessnerstraße 4/Frankfurter Allee 
(gegenüber Ring Center 1)

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
u i Frankfurter Allee

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße
i Charlottenburg

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

Hauptgeschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Hauptgeschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Hauptgeschäftsstelle, da in den Beratungszentren keine Zustel-
lung möglich ist.
MieterMagazin 9/2012
 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Hauptgeschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

J Spontan: Beratung ohne Anmeldung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr 

J Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
 und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
 Ihren persönlichen Wunschtermin.

 Servicetelefon: S 226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 15 Uhr
31



Service
Hauptgeschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht
 S 226 260, Fax: 226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-15 Uhr
Rechtsberatung: Mo, Di, Mi, Do 17-18 Uhr
Weitere Beratungsstellen
überwiegend ohne Terminvereinbarung

 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 226  260

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 31 (eine Seite zurückblättern!)
Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo-Do 17-18 Uhr 
Berliner Mieterverein, Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstraße 13 
i Karlshorst 

K	Di 17-19 Uhr
Kiezclub Magnet, Strausberger Straße 5, 
nahe Konrad-Wolf-Straße, 
Tram M5, Werneuchener Straße

K	Mi 17-19 Uhr 
„Undine“ Wohnprojekt und Kieztreff, 
Hagenstr. 57-60/nahe Frankfurter Allee 
u i Lichtenberg, Ausgang Siegfriedstr.

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und 
Beratungsstelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße
32
K Di 18-19 Uhr 
Seniorenfreizeitstätte, 
Torstraße 203-205 
u Oranienburger Tor, 
ca. 500 m Fußweg

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, 
Königstraße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg

K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr
sowie zusätzlich nach Termin-
vereinbarung unter S 226  260
AWO-Laden, Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, 
u Eisenacher Straße  

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

    S 226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren ein großes Angebot an In-
formationsblättern bereit. Für Mitglieder 
sind alle Informationen auch im Internet 
abrufbar: www.berliner-mieterverein.de 
Benutzername: Mitglied
Aktuelles Passwort: Hinterhof

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: S 226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
MieterMagazin 9/2012
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung & Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 2 26 260.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. und 3. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum Walther-
Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee, Jessnerstraße 4

Überprüfung des 
Fernwärmepreises

Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes. Kosten: 35 E. Einfach 
die Kopie der letzten Heizkostenabrechnung 
des Vermieters (mit Angabe der geliefer ten 
Wärmemenge und des Baualters, gegebe-
nenfalls beim Vermieter erfragen) sowie 
nach Möglichkeit die Wärmeabrechnung 
des Fernwärmelieferanten einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Reiner Wild, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 
Nach einer Vorprüfung werden die Unter-
lagen an die SEnerCon weitergeleitet.

Kooperative Verhandlung 
und Mediation
bei Nachbarschaftslärm und Mängeln

Bei Lärm durch den Nachbarn bietet der 
BMV seinen Mitgliedern eine Konfliktbe-
ratung und den Weg einer Problemlösung 
mittels Mediation. Außerdem steht den Mit-
 gliedern das Angebot der kooperativen Ver-
 handlung zur Verfügung. Diese eignet sich 
bei Konflikten mit dem Vermieter, wenn die -
ser zum Beispiel bei Wohnungsmängeln un -
tätig bleibt und nicht reagiert. Das Verfah-
ren findet mit dem Vermieter telefonisch 
oder im direkten Gespräch statt. Beide Ver-
fahren werden von einem Mediator (Ko n -
 fliktvermittler) durchgeführt. Ziel ist immer 
eine einvernehmliche Lösung, um Es kalatio-
nen unter Mietern oder zwischen Vermieter 
und Mieter zu verhindern. Die Angebote 
sind für Mitglieder des BMV kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr: S  440 238 62. Außerhalb der 
Beratungszeit können Sie eine Nachricht hin -
terlassen. Unsere Mediatoren rufen zurück.
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NeU! Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Wilmersdorfer Straße 50/51 
u Wilmersdorfer Straße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg 
i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44

Kosten: 60 Euro pro Termin zuzüglich 
10 Euro Fahrtkosten. Die Beauftragung 
durch Sie erfolgt direkt an die oben ge-
nannten Personen. Gutachten und juristi-
sche Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 
Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Elektroinstallationen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/infos/
gutachter.htm (Passwort-geschützt) 
oder rufen Sie S 226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Hauptgeschäftsstelle und in den 
Beratungszentren des Berliner Mieterver-
eins oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
MieterMagazin 
online lesen
Wenn Sie künftig die papierlose 
Online-Ausgabe des MieterMagazin 
lesen möchten, können Sie sich unter 
https://service.berliner-mieterverein.de/
service anmelden. 
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den un-
tenstehenden Einrichtungen Kooperations-
abkommen geschlossen. 
Davon profitieren die Mitglieder. 
Bei Vorlage des Einzahlungsbelegs für den 
Mitgliedsbeitrag oder des aktuellen Mieter-
Magazin mit Namensaufdruck erhalten Sie 
Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 204 47 04 
K Theater und Komödie 
am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 88 59 11 88 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 821 20 21 
K Reinickendorf Classics – 
Salinas Konzerte 
www.salinas-konzerte.de 
S 47 99 74 23 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 49 30 89 01
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/
betriebskosten.shtml
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den 
bezirklichen Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 90 139 - 48 10
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 302 38 24
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K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt;
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.berlin.hilfelotse-online.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen
im Alter: www.berlin.de/special/
wohnen/alter/ 
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 480 98 191, Fax 480 98 192, E-Mail:
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 490 00 99 0, Fax 490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K	Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Alliander Stadtlicht GmbH – 
24-Stunden-Service)
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, 
www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungspolitik 
einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir Aktionen des Berliner Mieter-
vereins mitgestalten und unterstützen; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Sybille Klemz (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Mittwoch von 17.30-19 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee, 
Jessner straße 4 und über die 
Hauptgeschäftsstelle BMV, S 226 260
Lichtenberg
Lilo Bertermann, Karin Korte, 
Ursula Schubert (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeit: in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen Be-
ratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Wolfgang Gast, Irina Neuber 
(Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Wilfried Jugl, Peter Roßwaag 
(Bezirksleitung) 
K Moabiter Mietertreff am Dienstag, 
11. September 2012 um 18.30 Uhr 
im Rathaus Tiergarten, Mathilde-Jacob-
Platz 1, Kleiner Saal im Erdgeschoss, 
U-Bhf. Turmstraße 
K Treffen der Aktivengruppe 
jeden 4. Do im Monat um 18 Uhr 
in der Seniorenfreizeitstätte 
Torstraße 203-205 
Neukölln
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
K Die Bezirksaktivengruppe trifft sich 
regelmäßig jeden 2. Do im Monat 
um 19.30 Uhr im BMV-Beratungszentrum 
Südstern, Hasenheide 63 
Pankow
Wolfgang Marquardt, Hannelore 
Jagusch, Hans-Günther Miethe 
(Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf, Steglitz-Zehlendorf,
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Hauptgeschäftsstelle BMV, 
S 226 260
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
Offenes Treffen für alle Mieterinnen und 
Mieter jeden 1. Dienstag im Monat, 18 Uhr;
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 331 52 20
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Edith Bednarski, 
Ilona Sechting (Bezirksleitung)
K Nächstes Treffen aktiver Mitglieder 
zum Erfahrungsaustausch am 
13. September 2012 (Do) um 19.30 Uhr 
in der Beratungsstelle „Villa Offensiv“, 
Hasselwerderstraße 38-40 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Montag, 24.9.
17.30 Maximilian Küthe: Toledo und seine beeindruckenden Geschichtszeugnisse**
19.00 Ausstellungseröffnung „Steine ohne Grenzen“
19.30 Prof. Dr. Julian Nida-Rümelin: Ein Modell für eine humane Ökonomie – 
 nicht nur eine Utopie!*
Dienstag, 25.9.
17.00 Dokumentarfilm: Das Ding am Deich (2012)
17.30 Dr. Hans von Trotha: Gartenkunst – 
 Auf der Suche nach dem verlorenen Paradies**
19.30 Prof. Dr. Gerd Antes, Dr. Werner Bartens, Prof. Dr. Wolf-Dieter Ludwig: 
 Heillose Zustände – Warum die Medizin die Menschen krank 
 und das Land arm macht*
20.00 Dokumentarfilm: Das Ding am Deich (2012)
Mittwoch, 26.9.
17.00 Dokumentarfilm: Das Ding am Deich (2012)
17.30 Dr. med. Achim Kürten: Krebserkrankungen – 
 Behandlung aus Sicht der Traditionellen Chinesischen Medizin*
19.30 Volker Koop: Himmlers Germanenwahn – 
 Die SS-Organisation Ahnenerbe und ihre Verbrechen*
20.00 Dokumentarfilm: Wurlitzer und die Erfindung der Gegenwart (1985)
Donnerstag, 27.9.
17.00 Spielfilm: Vielleicht in einem anderen Leben (2010)
17.30 Lama Ngakma Shardröl Du-nyam Wangmo: 
 The Ego is not the Problem – Nicht das Ego ist das Problem …*
 Vortrag in englischer Sprache mit Übersetzung und Diskussion
19.30 Uli Kunz: Tiefenrausch – Tauchexpeditionen in eine fremde Welt*
20.00 Spielfilm: Vielleicht in einem anderen Leben (2010)
Freitag, 28.9.
15.30 Rolf Schneider: Ritter, Ketzer, Handelsleute – 
 Brandenburg und Berlin im Mittelalter*
17.00 Spielfilm: Vielleicht in einem anderen Leben (2010)
17.30 Dr. med. Willi Heepe: Fünf Gründe gesund zu bleiben oder: 
 Wann gehen Sie Laufschuhe kaufen?*
19.30 Prof. Dr. Gerd Gigerenzer: Nutzen und Schaden 
 von Krebsfrüherkennungs-Untersuchungen*
20.00 Spielfilm: Vielleicht in einem anderen Leben (2010)

An der Urania 17 • 10787 Berlin • Tel. 218 90 91 • Fax 21103 98

September 2012
Weitere Details unter www.urania.de
Samstag, 8.9.
10.00 Erstes Europa-Shaolin-Kulturfestival
Montag, 10.9.
19.30 Verleihung der Urania-Medaille an Prof. Dr. Harald Lesch
Dienstag, 11.9.
17.30 Prof. Dr. med. Helmut H. Knispel: Prostatakrebs – 
 Behandlungskonzepte eines zertifizierten Zentrums*
19.30 Dietmar Arnold: Die Fluchttunnel von Berlin**
20.00 Quadro Nuevo – Grand Voyage
Mittwoch, 12.9.
17.00 Gesundheitstag: Der richtige Zeitpunkt 
 für ein künstliches Gelenk – Eintritt frei 
17.00 Dokumentarfilm: Nachtmeerfahrten – 
 Eine Reise in die Psychologie von C.G. Jung
17.30 Prof. Dr. Michael Succow, Prof. Dr. Hans Dieter Knapp, Dr. Lebrecht Jeschke:
 Naturschutz in Deutschland: Rückblicke – Einblicke – Ausblicke**
19.30 Dr. Philipp Hübl: Der Wahnsinn der Nacht – Moderne Traumtheorien*
20.00 Dokumentarfilm: Nachtmeerfahrten – 
 Eine Reise in die Psychologie von C.G. Jung
Donnerstag, 13.9.
17.00 Spielfilm: Bezaubernde Lügen (2010)
17.30 Joachim van der Linde: Mit Eisenbahn und Frachtschiff um die Welt**
19.30 Dr. Jan Stöß: Die Zukunft der Alterssicherung in Deutschland – 
 welche Alternativen gibt es?*
20.00 Spielfilm: Bezaubernde Lügen (2010)
20.00 Emmi und Herr Willnowsky: Staying Alive in Concert – 
 Der Irrsinn geht weiter!
Freitag, 14.9.
15.30 Dr. Tibor A. Görlich: Heilungschancen verbessern durch Eigeninitiative*
17.00 Spielfilm: Bezaubernde Lügen (2010)
17.30 Martin Koschorke: Wie Sie mit Ihrem Partner glücklich werden, 
 ohne ihn zu ändern*
19.30 Dr. Martin zur Nedden: Ist das Higgs-Teilchen gefunden? 
 Die neuesten Ergebnisse der Weltmaschine*
20.00 Spielfilm: Bezaubernde Lügen (2010)
Montag, 17.9.
17.30 Dr. med. Rieke H.-E. Alten: Rheuma – Neue diagnostische 
 und therapeutische Möglichkeiten* 
19.30 Thomas R. Hoffmann, M.A.: 500 Jahre Sixtinische Madonna – 
 Raffael und seine Bilder der Gottesmutter*
Dienstag, 18.9.
17.30 Thomas Heilmann: Korruption, Schrottimmobilien, 
 Sicherheitsverwahrung – Verbrechensbekämpfung 
 und Verbraucherschutz in Berlin*
17.30 Dr. Alfred Hagemann: Friederisiko – Eine Ausstellung 
 zum 300. Geburtstag Friedrich des Großen
19.30 Dr. Leonhard Dobusch: Die Piratenpartei und ihre Erfolge – 
 Mythen, Ursachen und Perspektiven*
Mittwoch, 19.09.
17.00 Gesundheitstag: Volkskrankheit Arthrose – Eintritt frei 
19.30 Prof. Dr. Dieter Hoffmann: Carl Friedrich von Weizsäcker – 
 Physiker, Philosoph, Friedensforscher*
Donnerstag, 20.9.
17.30 Guus Reinartz: Die Provence – ein Gesamtkunstwerk**
19.30 Guus Reinartz: Almenwandern in Südtirol – 
 Streifzüge im Gitschberg, Jochtal**
Freitag, 21.9.
15.30 Johannes Prittwitz: Der Prenzlauer Berg – 
 Rund um den Kollwitzplatz**
17.30 Maximilian Küthe: Finnland – von den Hauptstädten im Süden 
 in die Wildnis Lapplands**
19.30 Dr. Andreas Jacke: Der legendäre Sherlock Holmes – 
 Die Philosophie eines Meisterdetektivs 
 (A Game of Shadows, 2011) *
Samstag, 22.9.
10.00 Wie fahren wir morgen? Mobilität im Zeichen der Energiewende
 Vorträge, Speakers Corner, World Café
 Eintritt frei, Anmeldung erforderlich

OmU = Originalfassung mit deutschen Untertiteln · OF = Originalfassung · Ü = Überlänge · * = Vortrag · ** = Vortrag mit Medien · Ausführliches Programm in der Urania 
oder unter www.urania.de · Eintrittspreise (Vorträge/Filme): 6,00/7,00  · Ermäßigte Eintrittspreise für Mitglieder des Berliner Mietervereins 

unter Vorlage des Einzah lungs belegs 2012 und Personalausweises: 5,00/6,00  · Urania-Mitglieder 3,50/4,50 

Als Urania-Mitglied können Sie und eine Beglei-
tung Ihrer Wahl die mehr als 500 Urania-Veran-
staltungen im Jahr vergünstigt besuchen.
Die Mitgliedschaft kostet 60€ im Jahr, als För-
dermitglied (120€) haben Sie zu allen Vorträgen 
kostenlosen Eintritt. 

http://www.urania.de/mitgliedschaft/


11. Berliner Mieterratschlag des Berliner Mietervereins

Die energetische 
Modernisierung

– Expertenvorträge, Diskussion und Infomarkt –

in Zusammenarbeit mit

Berliner Mieterverein
Landesverband Berlin im Deutschen Mieterbund

Samstag, 20. Oktober 2012

12.00 – 16.00 Uhr, Kleistsaal,

An der Urania 17, 

10787 Berlin-Schöneberg,

Fahrverbindungen: 

U-Bhf. Wittenbergplatz, 

U-Bhf. Nollendorfplatz,

Bus: M19, M29, M46, 187, 343

Die Vorträge
Experten für Mietrecht, Gebäudetechnik 
und Wohnungspolitik referieren:

12.00 Uhr „Muss energetische Gebäude
sanierung sein?“ 
Referent: Reiner Wild, Berliner Mieterverein

13.15 Uhr „Mietrechtliche Aspekte der 
energetischen Gebäudemodernisierung“
Referent: Frank Maciejewski, Berliner Mieterverein

14.30 Uhr „Was bewirkt die energetische 
Gebäudesanierung für das Wohnen“ 
Referent: Hugo Starken, KEBAB gGmbH 
(Kombinierte Energiespar- und 
Beschäftigungsprojekte aus Berlin)

15:15 Uhr „Der energiebewusste Mieter“
Referent: Ingo Neumann, Energieberater 
Berliner Mieterverein

Die Probleme und ihre Lösung
Die Bundesregierung verfolgt ambitionierte Klimaschutz
ziele, die Energiewende ist in aller Munde. Sanierungs
fahrplan und Energiekonzepte sollen den CO2-Ausstoß 
im Gebäudebereich verringern, aber was folgt daraus 
für das Wohnen zur Miete? Fördermittel  für Gebäude
sanierungen tröpfeln gießkannenmäßig über das Land, 
doch zu einer höheren Akzeptanz der Mieter für die ener-
getische Gebäudesanierung führt dies nicht. Denn oft 
sehen sich Mieter bei Modernisierungsmaßnahmen mit 
hohen Mietsteigerungen konfrontiert, die nicht durch 
Heizkostensenkungen ausgeglichen werden. Wie sinn-
voll ist energetische Gebäudesanierung? Welche Mög
lichkeiten bietet energetische Gebäudesanierung für 
den Wohnkomfort und wie können Mieter ihre Rechte 
wahren und vielleicht selbst einen Teil dazu beitragen? 
Die Veranstaltung soll den Interessierten eine kritische 
Auseinandersetzung unter Berücksichtigung der miet-
rechtlichen Aspekte bieten. 

Der Eintritt ist für Mitglieder frei.
Bitte den Einzahlungsbeleg für die letzte Beitragszahlung beziehungsweise 

das aktuelle MieterMagazin mit Adressaufkleber mitbringen.

Bonus für Beitritte auf dem 11. Mieterratschlag: keine Aufnahmegebühr

Berliner Mieterverein e.V., Spichernstraße 1, 10777 Berlin
Postvertriebsstück, DPAG, Entgelt bezahlt
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